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Vorwort

Wahldebakel: Die Ursache heißt nicht nur Laschet 

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

„Sündenbock Laschet“. Dieser kurze Nen-
ner ist sicher eine griffige Schlagzeile. 
Aber sie ist viel zu einfach. Hinter dem 
Wahldebakel der Union stecken mehr 
Ursachen und aufgestaute Probleme als 
die Auswahl des Spitzenkandidaten. 

Die Wunschkandidaten vieler Mitglieder, 
vor allem im Süden und Südwesten 
Deutschlands, hießen Merz, mitunter 
Röttgen und am Schluss Söder, aber 
nicht Armin Laschet. Warum?  Zum einen 
wurde er als Fortsetzung des „Systems 
Merkel“ wahrgenommen, zum anderen 
als nicht charismatisch und profillos. 
Auch zahlreiche Persönlichkeiten aus 
dem politischen Umfeld der CDU kün-
digten bereits frühzeitig an, eine CDU 
mit diesem Spitzenkandidaten nicht zu 
wählen. 

Warnungen wie diese wurden jedoch von 
der Parteispitze ignoriert. Und auch im 
gesamten Bundestagswahlkampf haben 
es Laschet, sein Beraterteam und die 
Bundesgeschäftsstelle nicht geschafft, 
verständlich zu sagen, wofür der CDU-
Spitzenkandidat steht. Welche Ziele hat 
er? Welcher Kompass leitet ihn? Außer 
Allgemeinplätzen war wochenlang nichts 
zu vernehmen. Aus diesem Grund fragten 
sich immer mehr staunende Beobachter 

bis zum Schluss, wann denn die CDU mit 
ihrem Wahlkampf beginnen wolle. 

Der Wahlkampf kam, aber nicht von der 
CDU, sondern gegen die CDU. Immer 
mehr drehte sich der ursprüngliche 
Rückenwind für Laschet zum Abwind. 
Lasch, lascher, Laschet. Bereits Wochen 
vor der Wahl war es schließlich mit der 
Geschlossenheit der Union vorbei, als 
sich insbesondere die CSU damit hervor-
tat, den Kanzlerkandidaten sukzessive zu 
demontieren. 

Insbesondere in den sozialen Medien 
rollte eine Hetzlawine an, die zum rele-
vanten Teil von professionell arbeitenden 
Unternehmen betrieben wurde. Die FAZ 
berichtet (24.09.2021, S.17), dass etliche 
Kampagnen wie beispielsweise „#laschet-
verhindern“ oder „#niemehrcdu“ wochen-
lang von ganzen Teams vorbereitet 
waren. Hinter diesen Teams steckten 
Geldgeber und Aktivisten aus dem linken 
Lager, wie der „Satirepartei“ DIE PARTEI, 
von Linken und Grünen. Auch Organisa-
tionen wie Fridays For Future beteiligten 
sich teils offen, teils versteckt mit sechs-
stelligen Schaltungsbudgets an der Het-
zerei gegen Laschet und einigen anderen 
ausgewählten CDU-Politikern. Dies alles 
erzeugte das Zerrbild eines dümmlichen 

Kanzlerkandidaten. Die FAZ schreibt 
unter Berufung auf die Organisation 
„Hate Aid“, dass in den Wochen vor der 
Wahl 27.436 verletzende Kommentare 
über Laschet gezählt wurden, 6.690 sol-
cher Kommentare über Olaf Scholz und 
5.524 beleidigende Tweets über Anna-
lena Baerbock. Laschets unbestreitbare 
persönlichen Fehler fanden so ihre per-
manente Verbreitung und Wiederholung 
im Internet. 

Innerhalb der CDU ist nun die Zeit für 
Selbstkritik über die verpfuschte Wahl-
kampfstrategie, aber vor allem auch über 
die Fehler der vergangenen Jahre. Warum 
zum Beispiel sind personelle Konsequen-
zen nach eklatanten Fehlern einzelner 
Minister ausgeblieben? Besonders drama-
tisch empfinde ich, dass die Union immer 
mehr das Gespür und das Gehör dafür ver-
loren hat, was breite Teile der Bevölkerung 
und somit unsere potenziellen Wähler 
denken. Oder - wenn sie es hört - die gut 
gemeinten Empfehlungen ignoriert. 

Tobias Vogt MdL

Tobias Vogt MdL, stellvertretender Landesvorsit-
zender der MIT Baden-Württemberg

Vorwort



4

Schwerpunkt

Betriebliche Altersvorsorge 
ist Chefsache

Unternehmer können schlecht mit 
Geld umgehen. Wie sonst ist es zu 
erklären, dass sie freiwillig für ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter be-
trächtliche Summen überweisen, und 
zwar Monat für Monat aufs Neue? Nur 
damit diese später besser versorgt in 
die Rente wechseln können? Wenn 
die Unternehmer also nichts mehr von 
ihrer Arbeitskraft haben? 

Die Perspektive zu wechseln und 
ketzerische Fragen zu stellen, kann 
aufschlussreich sein. Es rückt ins 
Bewusstsein, warum scheinbar Selbst-
verständliches eben nicht selbst-
verständlich ist. Sondern etwas 
Besonderes. Auf ihr finanzielles, or-
ganisatorisches und soziales Engage-
ment bei der betrieblichen Altersvor-
sorge, kurz bAV, dürfen Unternehmer 
stolz sein: Sie unterstützen ihre An-
gestellten dabei, die gesetzliche Rente 
durch eine Betriebsrente aufzustocken 
und sichern damit, den Lebensstandard 
im Alter zu ermöglichen. 

Um das noch mal zu sagen: Das ist 
keineswegs selbstverständlich, das 
ist oft ein freiwilliges und gerade 
deshalb bewundernswertes Enga-
gement der Unternehmer. Sie wer-
den sichtbar in ihrer sozialen Ver-
antwortung und ihrem Engagement 
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Umso irritierender finde ich, wie 
fast verschämt Unternehmer ihr Ver-
antwortungsgefühl – das sie viel Geld 
kostet! – für kaum erwähnenswert 
halten. In Stellenanzeigen werben ba-
den-württembergische Arbeitgeber 
gern mit Betriebskita, Gesundheits-
kursen und dem frischen Obstkorb. 
Die bAV-Angebote hingegen tauchen 
unter „ferner liefen“ auf. Dabei ist 
die betriebliche Altersvorsorge die 
Leistung des Arbeitgebers, die alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter be-
trifft. Und von der alle, wirklich alle 
nachhaltig profitieren.

Wie sicher ist die Rente?
Nur: Diese Botschaft scheint irgend-
wie nicht anzukommen. Aus vielen 
Gesprächen mit baden-württembergi-
schen Unternehmern weiß ich, wie viele 
Kandidaten und Kandidatinnen im Be-
werbungsgespräch abwinken: „Rente? 
Wenn ich in das Alter komme, wird da 
kaum noch was zu holen sein!“ 

Das sollte kein Anlass zum Abwinken, 
sondern zum Aufmerken sein: Wenn die 
gesetzliche Rente nicht ausreicht, um 
einen finanziell sorgenfreien Lebens-
abend zu ermöglichen, muss das Geld 
aus zusätzlichen Quellen kommen. Aus 
privater Vorsorge. Und aus der betrieb-
lichen Altersvorsorge. Wenn daraus 30 
Prozent an Zusatzrente erwachsen, kann 
das schon einen gewaltigen Unterschied 
machen.

Tatsächlich ist die gesetzliche Rente 
vom Generationenvertrag überfordert. 
Dessen Prinzip: Die Jungen zahlen für 
die Alten, die Rentenbeiträge der aktu-
ell Beschäftigten gehen an die Rentner-
generation. In den 1960er-Jahren, als 100 
Arbeitnehmer mit ihren Beiträgen 16 
Rentner und Rentnerinnen finanzierten, 
funktionierte das noch gut. Heute sollen 
100 Arbeitnehmer bereits für 57, im Jahr 
2030 sogar für 67 Rentner und Rentne-
rinnen aufkommen. Das ist niemandem 
zuzumuten, daher werden die Renten 
„subventioniert“: 91,5 Milliarden Euro 
an Steuereinnahmen hat die Bundes-
regierung allein 2020 an die Rentenver-
sicherung überwiesen. 

Diese Summe wird ebenso wachsen wie 
die Zahl der Rentnerinnen und Rent-
ner. 2030 werden laut Bundesregierung 
voraussichtlich 135 Milliarden Euro aus 
Steuereinnahmen in die Renten fließen 
müssen, obwohl das Rentenniveau (das 
Verhältnis der Standardrente zum Durch-
schnittsverdienst aller Versicherten) 
gesenkt und die Rentenbeiträge an-
gehoben werden. Ein Gegenmittel wäre 

es, das Rentenalter hochzusetzen oder 
zumindest zu flexibilisieren. Diesen Weg 
scheuen die Parteien, stehen doch immer 
irgendwo demnächst Wahlen an – und 
die geburtenstarken Babyboomer sind 
häufig wahlentscheidend.

Drei Säulen zur Altersvorsorge
Die Politik hat daher einen anderen Weg 
gewählt: das Drei-Säulen-Modell. Zur 
gesetzlichen Rente kommt die private 
Vorsorge und als dritte Säule die betrieb-
liche Altersvorsorge. 

Wer was und wie viel für die private Vor-
sorge aufwendet, ist jedem Bürger und 
jeder Bürgerin – im Rahmen der indivi-
duellen Möglichkeiten – freigestellt. Das 
gilt auch für die damit verbundenen Risi-
ken: Wer will, darf auf zweistellige Rendi-
ten spekulieren – mitsamt der Gefahr des 
Totalverlusts. 

Solche Risiken kann, will und darf die 
betriebliche Altersvorsorge nicht ein-
gehen. Deshalb tüftelt der Gesetzgeber 
ständig am Regelwerk herum: Es soll si-
cher sein, aber Chancen auf Rendite nicht 
verbauen. Daher gibt es mittlerweile ein 
halbes Dutzend verschiedene Wege, die 
betriebliche Altersvorsorge anzugehen 
und auszugestalten. Welchen er wählt, 
entscheidet jeder Arbeitgeber selbst. 
Wozu ihn der Gesetzgeber allerdings ver-
pflichtet: Sobald eine Mitarbeiterin oder 

Norbert Pachl führt seit bald 10 Jahren als Ge-
schäftsführer die LBBW Pensionsmanagement 
GmbH. Mit seinem Team berät er Unternehmen, 
zukunftsfähige bAV-Modelle zu entwickeln, die 
sowohl den Bedürfnissen des Arbeitgebers wie der 
Arbeitnehmer gerecht werden.
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ein Mitarbeiter den Wunsch nach Ent-
geltumwandlung äußert, muss er diesen 
Wunsch erfüllen und ein Angebot – am 
häufigsten über eine Direktversicherung, 
teilweise über Pensionsfonds oder 
Pensionskassen – machen.

Soziale Verantwortung übernehmen
Das Selbstverständnis, ihren Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern ein ent-
spanntes Auskommen auch im Alter zu 
ermöglichen, ist bei vielen Arbeitgebern 
in Baden-Württemberg tief verwurzelt. 
Schließlich gab es hier schon vor mehr 
als 100 Jahren große Unternehmen, 
die auf eigene Kosten für eine spätere 
Rente für ihre Mitarbeiter sorgten – die 
ursprüngliche betriebliche Altersver-
sorgung. Bis heute folgen viele baden-
württembergische Unternehmen diesen 
Vorbildern.

Meist basiert die Zusatzrente heute al-
lerdings darauf, dass Arbeitsnehmer 
einen Teil ihres Bruttogehalts als so-
genannte Entgeltumwandlung in eine 
vom Arbeitgeber abgeschlossene Renten-

versicherung einzahlen (was ihnen Steu-
ern und Sozialversicherungsabgaben 
spart). Der Arbeitgeber ist seit 2019 ver-
pflichtet, diesen Betrag im Rahmen der 
Einsparungen zum Arbeitgeberbetrag 
zur Sozialversicherung um bis zu 15 % 
aufzustocken. 

Trotzdem stagniert die Zahl der ab-
geschlossenen bAV-Verträge bei rund 20 
Millionen, wie die jährliche Deloitte-Stu-
die zur betrieblichen Altersversorgung 
feststellt. Die Gestaltung und Kom-
munikation des Angebots sei von ent-
scheidender Bedeutung, heißt es in der 
Studie, „mehr als die Hälfte der Arbeit-
nehmer fühlt sich nicht ausreichend 
informiert“. 

Nun ja: Das Thema ist leider komplex. Die 
Angestellten fragen sich beispielsweise, 
was aus ihrer angesparten Betriebsrente 
wird, wenn sie den Arbeitgeber wechseln. 
Oder was passiert, wenn die Rendite bei 
Null liegt und der Wert des Angesparten 
von der Inflation angeknabbert werden. 
Die Arbeitgeber hingegen fragen sich 

beispielsweise, ob sie bei eventuellen 
Verlusten nachschießen müssen. Sie 
grübeln, was sie mit den wachsenden 
Pensionsrückstellungen in der Bilanz 
anfangen sollen. Und sie ärgern sich, 
dass sie bei alten Verträgen, die bisher 
komplett vom Arbeitnehmer finanziert 
wurden, ab 2022 ebenfalls bis zu 15 % zu-
schießen müssen. Weil: Das Geld muss ja 
von irgendwoher kommen. 

Von irgendwoher wird das Geld kom-
men. Weil die Unternehmer in Baden-
Württemberg eben doch mit Geld um-
gehen können. Und weil sie soziale 
Verantwortung übernehmen, sich für 
ihre Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
engagieren – und heute schon an das 
Übermorgen denken. Darauf können sie 
stolz sein. Und wenn ich mir zum Schluss 
diesen Appell erlauben darf: Den Stolz 
auf dieses Engagement dürfen sie gern 
auch selbstbewusster zeigen!

Norbert Pachl,

norbert.pachl@lbbw-pm.de,

www.lbbw-pm.de
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Die Baustellen der Betriebsrente

Die betriebliche Altersversorgung (bAV) 
steht schon seit einigen Jahren vor mehre-
ren großen Herausforderungen. Die vom 
Gesetzgeber vorgeschriebene Brutto-
beitragsgarantie bei der Beitragszusage 
mit Mindestleistung zwingt in mehreren 
Durchführungswegen zu einer risiko-
armen Kapitalanlage, die nur noch eine ge-
ringe Verzinsung bringt. Die zunehmende 
Regulierung treibt den Verwaltungsauf-
wand in die Höhe. Gesetzesänderungen 
wie zum Beispiel die vorgeschriebene 
pauschale oder centgenaue Weitergabe 
der Sozialversicherungsersparnis für 
alle Bestandsverträge ab Januar 2022 
erfordert Anpassungen bei den Entgelt-
umwandlungsvereinbarungen, weil eine 
einfache Erhöhung der Einzahlungen viel-
fach gar nicht möglich ist und über eine 
arbeitsrechtliche Lösung die Zusammen-
setzung des Einzahlungsbetrages ge-
ändert werden muss.

Angesichts dieser Problemlagen stel-
len sich viele Experten die Frage, mit 
welchen Stellschrauben das System der 
betrieblichen Altersversorgung nach-
justiert werden muss und ob derzeit die 
gewünschten Effekte überhaupt noch er-
zielt werden können. Dieser Frage ging 
auch das Deutsche Institut für Alters-
vorsorge (DIA) nach und spannte den 
Fragebogen dabei noch etwas weiter: 
Wie schneiden die verschiedenen For-
men geförderter Altersvorsorge ab, und 
welche Bremsen mindern das Ergebnis? 
Schließlich ist die bAV einer von mehre-
ren Wegen ergänzender Altersvorsorge, 
die staatliche Förderung erfahren. Auch 
die Riester-Rente, die Basisrente und die 
private Rentenversicherung erhalten För-
derung unterschiedlichster Art.

Dieses System mit seinen verschiedenen 
Förderwegen und Belastungen mit Ab-
gaben im Alter erweist sich für die Spa-
rer als schier undurchdringlicher Förder-
dschungel. Sie können bei der Wahl eines 
Weges nicht einschätzen, welcher für ihre 
Situation der effizienteste ist. Die jüngs-
te Studie des DIA, die in Kooperation mit 
dem Fintech myPension und der V.E.R.S. 
Leipzig GmbH aufgelegt worden ist, 

brachte etwas Orientierung für dieses 
System. Darin wurden anhand von fünf 
Musterfällen die Nettorenten untersucht, 
die sich in den einzelnen Förderwegen – 
Entgeltumwandlung mittels Direktver-
sicherung, Riester-Rente, Basisrente und 
private Rentenversicherung – bei glei-
chem Nettoeinkommen (d. h. nach der 
Einzahlung in den Altersvorsorgevertrag) 
ergeben. Der Case Study wurde eine Be-
standsaufnahme des deutschen Alters-
vorsorgesystems vorangestellt, die zu-
gleich Probleme und Herausforderungen 
in den drei Altersvorsorgeschichten be-
nennt und deren Komplexität aufzeigt.

Die Musterberechnungen belegen die 
signifikanten Einbußen bei der gesetz-
lichen Rente durch die Entgeltumwandlung 
in der bAV und die hohen Abgaben im Alter 
auf Betriebsrenten. Diese beiden Faktoren 
und die wegen der vorgeschriebenen Bei-
tragsgarantie konservative Kapitalanlage 
der Direktversicherung führen dazu, dass 
trotz der bevorzugten Förderung in der 
Ansparphase die betriebliche Rente in 
allen betrachteten Musterfällen beim Ver-
gleich unterliegt.

Selbst in Szenarien mit einer Rendite-
erwartung von 6 %, die unter den 
gegebenen Markt- und Produkt-
bedingungen unrealistisch ist, und nied-
rigen Kosten liegen die Nettorenten 
eines Sparers mit Direktversicherung 
noch unterhalb der vergleichbaren Ergeb-

nisse einer privaten Rentenversicherung. 
Die Förderung in Form des Bruttosparens 
und damit geringerer Steuern und SV-
Beiträge verfehlt aus Sicht des Sparers 
ihre Wirkung. Hinzu kommen die ge-
ringere Portabilität bei einem Arbeit-
geberwechsel, wodurch gegebenenfalls 
im Laufe eines Berufslebens mehrere 
Verträge mit wiederholten Abschluss- 
und Vertriebskosten anfallen. Letzteres 
schmälert die Rendite zusätzlich.

Um allen Missverständnissen vorzu-
beugen: Die Studie ist keine Absage an 
die bAV. Diese ist fraglos eine wichtige 

Schicht im System der Alterssicherung in 
Deutschland. Vor allem auch, weil Arbeit-
geber damit soziale Verantwortung über-
nehmen. Aber aus den Berechnungen 
ergeben sich zwei Schlussfolgerungen. 
Erstens: der gegenwärtige regulatori-
sche Rahmen der Entgeltumwandlung ist 
reformbedürftig. Sowohl die Bruttobei-
tragsgarantie als auch die Befreiung der 
Beiträge von der Sozialversicherungs-
pflicht gehören auf den Prüfstand. Zwei-
tens: ohne diese nötigen Veränderungen 
findet der Arbeitnehmer, der zusätzlich 
etwas für die Altersvorsorge ansparen 
möchte, mit einer Direktversicherung in 
der bAV derzeit nicht den optimalen Weg.

Das zeigt zum Beispiel der Musterfall 
eines Ehepaares mit zwei Kindern und 
Durchschnittsverdienst. So spart das 
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Ehepaar in der Einzahlungsphase zwar 
die Steuern und Sozialversicherungs-
beiträge auf den in eine bAV um-
gewandelten Entgeltbestandteil und 
kann daher vergleichsweise einen hö-
heren Sparbeitrag aufbringen. Diese 
höheren Einzahlungen führen aller-
dings am Ende der Sparphase nicht zu 
einem wesentlich höheren Guthaben 
im Vergleich zur privaten Rentenver-
sicherung, deren Beiträge aus dem 

Nettoeinkommen aufgebracht werden 
müssen. Ursache ist die risikoärmere 
Kapitalanlage in der bAV. Daraus ergibt 
sich eine geringere monatliche Rente. 
Hinzu kommt für den Sparer eine gerin-
gere gesetzliche Rente, da auf die Ein-
zahlungen in die Betriebsrente keine 
Beiträge für die gesetzliche Rentenver-
sicherung geleistet worden sind. Außer-
dem ist die Besteuerung der Betriebs-
rente deutlich höher.

Eine Schlussfolgerung des DIA aus der 
Studie: Die Förderung der bAV muss 
überdacht werden. So war die Befreiung 
von der Sozialversicherungspflicht ur-
sprünglich als befristete Anschubhilfe 
für die Entgeltumwandlung gedacht. Vor 
allem wegen der Geringverdiener, die bei 
der nachgelagerten Besteuerung wenig 
von einer Steuerbefreiung in der Anspar-
phase profitieren, war 2002 zusätzlich 
noch der Wegfall der SV-Beiträge ein-
geführt worden. Diese Befristung wurde 
später – vor allem auch auf Wunsch der 
Wirtschaft und der bAV-Anbieter – auf-
gehoben. So galt nach 2002 die Ersparnis 
von Sozialabgaben im Finanzvertrieb als 
Türöffner, um in Unternehmen betrieb-
liche Versorgungswerke zu etablieren.

Doch mittlerweile stellt sich die Frage, ob 
die frühere Anschubhilfe noch zeitgemäß 
ist. Bei der Erweiterung des steuerfreien 
Rahmens von bislang 4 auf 8 % ab dem 
Jahr 2018 wurde bereits auf eine ent-
sprechende Erhöhung der Befreiung bei 
den Sozialabgaben verzichtet. Ab dem 
kommenden Jahr haben die Arbeitgeber 
bei der Entgeltumwandlung auch keinen 
Vorteil mehr durch die Befreiung von 
Sozialabgaben. Seit 2019 müssen bei 
Neuabschluss eines Betriebsrentenver-
trages die ersparten Arbeitgeberbeiträge 
in den Vertrag überwiesen werden. Ab Ja-
nuar 2022 gilt diese Regelung dann auch 
für alle Bestandsverträge. 

Die gänzliche Abschaffung der Sozial-
abgabenfreiheit würde Arbeitnehmer 
mit Entgeltumwandlung zwar etwas 
stärker belasten, aber im Gegenzug im 
Alter auch zu einer höheren gesetz-
lichen Rente führen. Bei bestehenden 
Verträgen bestünde sicherlich wenig 
„Abbruchgefahr“. Schwankende Sozial-
abgaben sind Arbeitnehmer durch Bei-
tragssatzveränderungen gewohnt. Als 
Treiber für den Abschluss neuer Verträge 
darf die Befreiung von Sozialabgaben 
mittlerweile in Frage gestellt werden. 
Anderenfalls hätte die Verbreiterung der 
bAV in den letzten Jahren nicht stagniert. 
Für Geringverdiener wiederum gibt es 
seit 2018 eine neue Förderung. Diese 
haben die Unternehmen nach Meinung 
von Beobachtern gut aufgenommen. 
Sie war von vornherein als arbeitgeber-
finanzierte bAV konzipiert.
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Die zweite Baustelle in der bAV: die Brutto-
beitragsgarantie. Schon seit längerem mah-
nen Unternehmen, aber auch deren Berater 
und Anbieter von bAV-Lösungen, dass diese 
Garantie längst nicht mehr zeitgemäß ist. 
Dieses Problem teilt die Betriebsrente mit 
der Riester-Rente, bei der auch eine solche 
Garantie vorgeschrieben ist. In beiden Fällen 
hat es der Gesetzgeber bislang versäumt, 
eine Änderung auf den Weg zu bringen. Da 
durch die anstehende Regierungsbildung 
auch in den kommenden Monaten nicht mit 
der nötigen Gesetzesentscheidung zu rech-
nen ist, verschärfen sich die Probleme 2022 
weiter.  Dabei wäre es dringend geboten, die 
Beitragszusage mit Mindestleistung, sprich 
mit Beitragsgarantie neu zu definieren. In-
zwischen weichen schon viele Unternehmen 
auf die beitragsorientierte Leistungszusage 
aus, um dem Zwang zur Beitragsgarantie zu 
entgehen. Die reine Beitragszusage, die mit 
dem Betriebsrentenstärkungsgesetz 2018 
eingeführt worden ist, kam bislang aus dem 
Verhandlungsstadium nicht heraus. Knapp 
vier Jahre nach ihrer Einführung gibt es noch 
keine funktionierende Lösung mit dieser Zu-
sageform. Ein Grund dafür ist ihre Einengung 
auf tarifliche Vereinbarungen. Wäre die Bei-
tragszusage auch auf der Grundlage einer 
kollektivrechtlichen Vereinbarung möglich, 
wäre sicherlich das ein oder andere mittel-
ständische Unternehmen als Pionier einer 
solchen Zusage vorangegangen.

Schlussfazit: Die jüngste DIA-Studie mit 
ihrer kritischen Betrachtung des aktuel-
len 3-Schichten-Systems und den vier ge-
förderten Altersvorsorgelösungen sowie 
die Ergebnisse der Case Study stützen die 
Forderung nach einer Vereinfachung und 
Konsolidierung des hochkomplexen deut-

schen Altersvorsorgesystems. Ein weiterer 
Ausbau des bestehenden Systems hin-
gegen, zum Beispiel um eine in den Wahl-
programmen mehrerer Parteien geforderte 
Staatsfondslösung, verkompliziert die Si-
tuation für die Altersvorsorgesparer und 
die Unternehmen zusätzlich. Letztere stellt 
sich so mancher Anhänger einer Staats-
fondslösung, das zeigen die ersten Skizzen, 
zu gern als Erfüllungsgehilfe vor.

Die komplette Studie „Was für Sparer 
übrig bleibt“ mit allen Berechnungen 
steht auf der DIA-Homepage zum Down-
load zur Verfügung.

Klaus Morgenstern  

(Sprecher des Deutschen Instituts für Altersvorsorge),

morgenstern@dia-vorsorge.de,

www.dia-vorsorge.de

Wiesbauer-Alukrane
 Die kompakten Mietkrane 
als Anhänger- oder LKW- 
Kran zum selbst bedienen.

www.wiesbauer-krane.de
Autokrane . Schwertransporte . Montagen . Spezialfahrzeuge

Stuttgart   Tel. 0711.70091-95  Neckarsulm   Tel. 07132.34136-0
Schwaikheim   Tel. 07195.59999-27  Plankstadt     Tel. 06202.97860-36

Firmenzentrale

Wiesbauer GmbH & Co. KG
Laiernstraße 35 
74321 Bietigheim-Bissingen
Tel. 07142.9760-0
Fax 07142.9760-90
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Das Potenzial 
von  
Wertkonten

Attraktive Arbeitszeitflexibilisierung 
für Mitarbeiter und effizientes Demo-
grafiemanagement für Unternehmen
Die Bedürfnisse von Arbeitnehmern 
haben sich gewandelt und damit die 
Vorstellung, was einen attraktiven 
Arbeitsplatz ausmacht. Worauf müs-
sen Unternehmen achten, wenn sie 
hierauf eine Antwort suchen, um eine 
zukunftsweisende Personalstrategie 
zu entwickeln? Laut einer aktuellen In-
deed-Studie bewerten gerade jüngere 
Jobsuchende Arbeitszeitflexibilisierung 
(55,1 %) und Work-Life-Integration 
(47,5 %) als wichtig. Bei einer StepStone-
Befragung 2020 nehmen flexible Arbeits-
zeiten den zweithöchsten Stellenwert 
ein. Vielen Mitarbeitern ist die Work-
Life-Integration auch aufgrund der neu 
erhaltenen Freiräume im Homeoffice 
wichtiger geworden. Unternehmen, die 
diesen veränderten Lebensentwürfen der 
Kolleginnen und Kollegen Rechnung tra-
gen, werden über Angebote für Teilzeit-
lösungen, die Pflege von Angehörigen, 
Weiterbildung, Sabbatical und Vorruhe-
standsplanung vermehrt Mitarbeiter ge-
winnen und an das Unternehmen binden. 
Eine weitere Herausforderung für Unter-
nehmen: Der demografische Wandel 
und der Fachkräftemangel führen dazu, 
dass auch tendenziell älter werdende 
Belegschaften langfristig gesund, mo-
tiviert und produktiv im Unternehmen 
sein sollten. Ein entsprechendes Demo-
grafiemanagement im Unternehmen ist 
allerdings auch mit Kosten verbunden. 
Wertkonten als Tool zum mitarbeiter-
finanzierten betrieblichen Demografie-
management helfen, dass Unternehmen 
diese Kosten nicht alleine tragen müssen. 
Wertkonto-Konzepte im Unternehmen 
steigern die Attraktivität von Arbeit-
gebern, da sie dem Bedarf der Beleg-
schaft nach Arbeitszeitflexibilisierung 
gerecht werden. Zudem helfen sie Unter-
nehmen, effiziente Lösungen bei altern-
den Belegschaften zu finden.

Wertkonten basieren auf der gesetz-
lichen Grundlage von „Flexi II“ aus 
dem Jahre 2009 und erfreuen sich aus 
guten Gründen einer stetig steigen-
den Nachfrage. Mittlerweile bieten 
mehr als 50.000 Unternehmen echte 
Wertkonten (Synonym für Zeitwert-, 
Langzeit- und Lebensarbeitszeitkonten 
oder auch Wertguthabenverein-
barung) an. Die Einzahlungen erfolgen 
aus Bruttoentgeltbestandteilen und 
dem Geldwert von Arbeitszeitgut-
haben sowie Urlaubstagen. Die 
Kapitalrückdeckung wird im Regelfall 
in Versicherungen oder Fonds an-
gelegt. Die gesetzlich vorgeschriebene 
Insolvenzsicherung erfolgt über einen 
Treuhänder oder Einzelverpfändungen. 
In der Verwendungsphase bestehen 
vielfältige Handlungsoptionen, um den 
Wünschen von Mitarbeitern und Unter-
nehmen gerecht zu werden. 

Es gibt vielfältige Möglichkeiten, Wert-
konten im Unternehmen zu etablieren. 
Um die zielführende Lösung für das eige-
ne Unternehmen zu finden, ist es sinnvoll, 
praxiserfahrene Experten hinzuzuziehen: 
Sie finden die individuell passende und 
für das Unternehmen effiziente Lösung. 
Das zeigen auch die folgenden Beispiele 
für die Themenfelder Sabbatical/Weiter-
bildung, betriebliche Ansparmodelle, 
Erfolgsbeteiligung und Vorruhestands-
planung – allesamt mit dem Fokus auf die 
Wirksamkeit für den Arbeitgeber. 

Sabbatical/Weiterbildung: 
Bei Freistellungswünschen von mehr 
als drei Monaten sind Wertkonten bei 
der flexiblen Gestaltung der lebens-
phasengerechten Arbeitszeit auf Basis 
der gesetzlichen Vorgaben alternativ-
los. Eine Unternehmenszustimmung 
ist verpflichtend. Die Vorlauffristen 
sowie die maximalen Freistellungszeit-
räume müssen zu den betrieblichen 
Bedürfnissen passen und werden ent-
sprechend individuell geregelt.

Attraktives betriebliches Anspar-
modell für „Besserverdienende“: 
Nach mindestens einem Jahr Lauf-
zeit sind bei vergleichbaren Anlagen 
von z. B. Bonuszahlungen Wertkonten 
immer vorteilhaft gegenüber privaten 
Ansparprozessen. Längere Laufzeiten 
steigern den Effekt. 

Die Vorteile entstehen aus 
•	 der nicht einbehaltenen 

Kapitalertragssteuer
•	 der Fünftelregelung nach § 34 EStG
•	 dem geringeren Steuersatz bei einer 

Verwendung (im Vergleich zum 
Einbringungszeitpunkt)

•	 den SV-Beiträgen des Arbeitgebers 
in der Freistellungsphase

•	 der geringeren Kostenbelastung der 
kollektiven Kapitalanlage

Für das Unternehmen ist es in dieser 
Ausgestaltung primär das Angebot 
eines attraktiven und flexiblen Bene-
fits für die Leistungsträger.

Jens Kujawa, Leiter Demografiemanagement und Mit-
glied der Geschäftsleitung TPC Betriebliche Vorsorge 
– ein Geschäftsbereich der MLP Finanzberatung SE

Michael Wiesner, Unternehmerberater, MLP 
Finanzberatung SE, regionaler Ansprechpartner
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Erfolgsbeteiligung: 
Als sinnvolle Ergänzung zum betrieb-
lichen Ansparmodell oder als Modell 
für die gesamte Belegschaft ermög-
lichen Wertkonten eine innovative, 
nachhaltige und vergleichsweise ver-
waltungsarme Erfolgsbeteiligung: Ein-
zahlungen des Unternehmens in das 
Wertkonto sind nahezu unbegrenzt 
möglich und werden im Idealfall 
temporär widerruflich gestaltet. 
Das Spielfeld für strategische Über-
legungen ist dabei groß und reicht in 
der Praxis von im Zeitablauf ratierlich 
unwiderruflich werdenden Bonus-
zahlungen/Erfolgsbeteiligungen bis 
zur verpflichtenden Einbringung. Das 
Unternehmen profitiert über die Ver-
ringerung der Fluktuationskosten 
(widerrufliche Einbringungen fließen 
bei Kündigung an das Unternehmen 
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zurück) sowie die erhöhte Mitarbeiter-
bindung dank der flexiblen Gestaltung 
der Widerruflichkeit.

Vorruhestandsplanung: 
Personalkosten steigen in vielen 
Unternehmen durch die zukünftig 
größer werdende Altersgruppe der 
über 60-Jährigen. Der Produktivi-
tätserhalt dieser Altersgruppe ist 
für die Unternehmen eine wichtige 
Stellschraube, um die steigenden Be-
lastungen einzugrenzen.

Aus betriebswirtschaftlicher Sicht sind 
Wertkonten der zentrale Baustein, mit 
denen Unternehmen wertvolle Infor-
mationen über die individuellen Ziele 
der Mitarbeiter vor Rentenbeginn er-
halten. Frühzeitige Planung und pro-
aktives Agieren führen für alle Be-
teiligten zu  zielführenden Lösungen.
Im Besonderen gehen Teilzeitverein-
barungen mit Aufstockungen aus dem 
Wertkonto auf die Bedarfssituation 
der Mitarbeiter ein. Dabei stehen 
die Motivation zur Arbeit, geringe-
re Krankheitskosten und damit der 
gewünschte Produktivitätserhalt im 
Vordergrund der Überlegungen für 
das Unternehmen. Zusätzlich besteht 
die Handlungsalternative, mit dem 
Mitarbeiter so früh wie möglich ein 
sozialverträgliches, attraktives und 
vom Mitarbeiter mitfinanziertes Vor-
ruhestandsmodell zu vereinbaren.

Die erfolgreichen Wertkontenmodelle 
in Deutschland haben es über ver-
pflichtende Einbringungen von Ent-
geltbestandteilen (z. B. Erfolgsbe-
teiligung, Bonus, Resturlaubstage, 
Teile einer Entgelterhöhung u. a.) oder 
eine starke Modellattraktivität ge-
schafft, eine hohe Teilnahmequote zu 
erreichen. Die mittel- bis langfristig 
angesammelten Guthaben erhöhen 
die Flexibilität sowie den finanziellen 
Rahmen, für die Personalverantwort-
lichen zusammen mit dem Mitarbeiter 
bedarfsgerechte Vereinbarungen zu 
schließen.

Die Bedürfnisse der Unternehmen wur-
den über innovative Regelungen zur 
Widerruflichkeit der Zuschüsse und ver-
pflichtender Arbeitgeberzustimmung 

bei fast allen Verwendungsoptionen 
erfüllt. Auch bei einer attrakti-
ven Kapitalanlage können die Ver-
pflichtungen nach HGB- sowie IAS- 
Bilanz mit den Marktwerten voll-
ständig saldiert werden.

Fazit
Es wird wichtiger, eine lange Partner-
schaft mit Mitarbeitern aufzubauen. 
Dafür werden sich die Instrumente 
der Mitarbeiterbindung deutlich von 
den bisherigen unterscheiden müs-
sen. Mit Angeboten, die Unternehmen 
ermöglichen, flexibel auf eine Viel-
zahl von persönlichen Ereignissen 
zu reagieren, wird die Arbeitgeber-
marke deutlich gestärkt. Wertkonten 
sind zudem der zentrale Baustein, 
um vom Mitarbeiter mitfinanziert die 

demografischen Herausforderungen 
der Zukunft zu bewältigen. Die 
Flexibilität bei der Gestaltung und 
die vielfältigen Anwendungsbereiche 
erlauben betriebswirtschaftlich effi-
ziente Verknüpfungen von Themen-
bereichen in der Demografiestrategie 
des Unternehmens. 
Die zukünftig steigenden Demo-
grafiekosten verringern die Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen. 
Sie sollten nicht allein vom Unter-
nehmen getragen werden. Werden 
Sie aktiv und beschäftigen sich mit 
den Gestaltungsmöglichkeiten von 
Wertkonten.

Jens Kujawa, Michael Wiesner,

michael.wiesner@mlp.de,

www.tpc-vorsorge.de

Nachhaltige Bauweise, Holz aus
heimischen Wäldern und die Energie-
versorgung zu 100% aus erneuerbaren 
Energien . . . Vorteile, die nicht nur beim 
Schwörer-Haus Cube® überzeugen, das 
in Zusammenarbeit mit der SCHÖNER 
WOHNEN Redaktion entworfen wurde, 
sondern auch bei allen bisher reali-
sierten 42.000 Kundenhäusern. Wann 
sprechen wir über Ihre Träume?

Ausgabe 37/2021

Im Test: 30 Fertighaushersteller
in Deutschland

8 weitere Anbieter erhielten
die Note sehr gut

FERTIGHAUS-
ANBIETER

FAIRSTER

zum 9. Mal in Folge

Wirtschaftsforum_SW_88x125.indd   1Wirtschaftsforum_SW_88x125.indd   1 06.10.21   13:2806.10.21   13:28
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Betriebliche Altersabsicherung 
kann bei Negativzinsen keine 
Wunder wirken

Ist der Staat mit der Altersversorgung 
überfordert, weil die Betriebe für Lö-
sungen sorgen müssen?

Politik muss verbindliche Rahmen-
bedingungen für das gesellschaftliche 
Miteinander setzen. Nicht erst jetzt 
fragt sich mancher Steuerzahler, wes-
halb immer mehr Aufgaben auf die 
Schultern der Betriebe bzw. der Bür-
ger ausgelagert werden. Ist dies ein 
erstes Anzeichen, dass man mit einer 
verlässlichen Gestaltung der Alters-
absicherung im Parlament über-
fordert ist?

Schon im alten Rom galt der Satz: 
pacta sunt servanda (Verträge müssen 
eingehalten werden). Leider hat man 
diesen Pfad in der Altersabsicherung 
schon verlassen, wenn man eine rück-
wirkende Besteuerung beschließt. Wer 
in gutem Glauben und im Vertrauen 
sich um eine Altersabsicherung ge-
kümmert hat, muss nun feststellen, 
dass seine Lebensplanung der Gier an-
derer geopfert werden soll. Leistungs-
träger drohen zu Leistungsempfängern 
zu werden, weil die, die nicht gesät 
haben, bei der Ernte dabei sein wollen.
Jeder Erwerbstätige (wie auch sein 
Arbeitgeber!) zahlt in seinem Arbeits-
leben in die gesetzliche Rentenver-
sicherung als eine der drei Säulen für 
das Alter ein. Leider wurde diese Kasse 
schon mehrfach für andere Zwecke 
(z. B. Finanzierung der Wiederver-
einigung) zur Ader gelassen. Das Ver-
trauen in eine Bank, mit deren Einlagen 
der Vorstand bei Bedarf durchbrennt, 
ist übersichtlich.

Die zweite Säule, die private Vor-
sorge, scheint ebenfalls vor Begehr-
lichkeiten nur schwach geschützt. 
Sei es Wohnungseigentum oder Ver-
sicherungen, den finanziellen Be-
lastungen und persönlichen Ein-

schränkungen folgen im Ruhestand 
mitunter Überraschungen. Das „Dach 
über dem Kopf“ erhält durch ge-
änderte Grundsteuerberechnungen, 
erhöhte teure und neue Bauvor-
schriften und Vorgaben sowie ex-
plodierende Energiekosten Löcher. 
Die zusätzliche Einführung einer nach-
träglichen Besteuerung von Direkt-
versicherungen, zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses negiert, frisst 
weitere Löcher in den Geldbeutel. 
Und vermeintliche Meinungsführer 
lassen gar die Aussage fallen, es sei 
ein Zimmer in einer WG für das Alter 
schließlich ausreichend. Ausdruck für 
Arroganz, Dummheit oder geschürten 
Klassenkampf?

Jetzt ruhen die Hoffnungen auf den Be-
trieben, die es nun letztendlich richten 
sollen. Leider ist die Nachfrage nach 
der betrieblichen Altersabsicherung, 
trotz Lancierung und Anpreisung, nicht 
durch die Decke gegangen. Mag es an 
dem komplexen Durchführungsweg 
liegen? An dem mangelnden Vertrauen 
(für viele Arbeitnehmer war und ist 
ein Bausparvertrag greifbarer)? Oder 
überwiegt bei Leistungsträgern bzw. 
Steuerzahlern bei zwei fragilen „Säu-
len“ die Skepsis, dass die dritte es allei-
ne nicht retten kann?

Die betriebliche Altersabsicherung 
darf nicht als Hauptaufgabe von Unter-
nehmen klassifiziert werden. Gerade 
weil Arbeitgeber die Belange ihrer Mit-
arbeiter unmittelbar vor Augen haben, 
dürfen sie nicht zum Handlanger für 
ein Versicherungswesen gemacht wer-
den, deren Erfolgsquoten, nicht zuletzt 
dank staatlicher Negativzinsen, sehr 
fragwürdig ist. Woher soll denn bitte 
die Rendite kommen? Aktuell können 
nicht einmal die eingezahlten Bei-
träge in der Rentenphase dem Arbeit-
nehmer garantiert werden, von Ver-

zinsung ganz zu schweigen und die 
aktuelle Inflation außer Acht lassend. 
Als Betriebsinhaber sehen wir selbst-
verständlich die Notwendigkeit, dass 
jeder für das Alter auch Vorsorge tref-
fen muss. Wenn es aber den Anschein 
hat (und den hat es), dass der, der 
sich im Arbeitsleben einschränkt und 
Vorsorge treffen will, später den Kür-
zeren zieht, ist es nicht Aufgabe des 
Arbeitgebers, dies gutzuheißen und 
anzupreisen.

Der Staat hat die Aufgabe, für eine 
Chancengleichheit aller zu sorgen. 
Was er nun probiert, ist eine Ergeb-
nisgleichheit zwischen Leistungs-
trägern und Leistungsempfängern zu 
generieren. Das gelingt aber nur, wenn 
entweder die Gelddruckmaschine an-
geworfen wird oder die Planwirtschaft 
Einzug hält. Alles andere ist Augen-
wischerei. Betriebe stellen sich ihrer 
Verantwortung, aber sie übernehmen 
nicht die moralische Haftung für die 
unerfüllbare und ungezügelte Gier 
anderer.

Ruth Baumann,

ruth_baumann@outlook.de,

www.mit-suedbaden.de

Ruth Baumann, Präsidiumsmitglied der MIT BW 
und Bezirksvorsitzende MIT Südbaden
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Wo sind unsere 
Arbeitgeber- 
Zwangsbeiträge zur  
gesetzlichen  
Rentenversicherung?

Wer arbeitet, hat Anspruch auf Zahlung eines Arbeitslohnes 
und das in Höhe des Mindestlohnes (§ 1 MiLoG). 
Mit dem Arbeitslohn ist die Sozialversicherungspflicht, die 
Zahlung von gesetzlich festgelegten Beiträgen in die Kranken-, 
Renten-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung durch Arbeit-
nehmer- und Arbeitgeber (§ 20 SGB IV) untrennbar verbunden. 
Damit sollen die soziale Gerechtigkeit und die soziale Sicher-
heit verwirklicht und ein menschenwürdiges Dasein gesichert 
werden (§ 1 SGB I). 
Wer in der Sozialversicherung versichert ist, hat u. a. ein Recht 
auf wirtschaftliche Sicherung… im Alter § 4 SGB I). Dazu zählen 
u. a. die Renten wegen Alters (§ 23 Ziff. 1 b. SGB I). Anspruch 
auf Altersrente hat, wer die Regelalterszeit erreicht und die all-
gemeine Wartezeit erfüllt hat (§ 25 SGB VI). 

Soweit die gesetzlichen Regelungen - die sogenannte graue Theorie. 

In Wirklichkeit gaukelt man dem beitragszahlenden Arbeit-
nehmer und dem beitragszahlenden Arbeitgeber während des 
aktiven Arbeitslebens vor, dass der Arbeitnehmer aufgrund sei-
ner eigenen Rentenversicherungsbeiträge und den Rentenver-

sicherungsbeiträgen seines Arbeitgebers später eine auskömm-
liche Rente erhält. Die bittere Wahrheit ist eine völlig andere. 

Das Bundessozialgericht hat in seinem Urteil vom 29.06.2000, 
B 4 RA 57/98, zwar zu Erstattung der Hälfte der Pflichtbei-
träge zur Rentenversicherung entschieden, aber in den Urteils-
gründen klare Aussagen dazu gemacht, dass ein Arbeitnehmer 
im Alter nur Rente aus seinen Pflichtbeiträgen und nicht auch 
aus den Pflichtbeiträgen des Arbeitgebers erhält. 

Einige Zitate – (Rn = Randnummer im Urteil):

Rn 121:	 Der „fremdnützige“ Arbeitgeberanteil ist nicht als Bei-
trag oder Leistung zugunsten des einzelnen Arbeit-
nehmers ausgestaltet…

Rainer Eschbach, Steuerberater, stv. Bezirksvorsitzender 
MIT Südbaden und Kreisvorsitzender MIT Waldshut
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Rn 131: 	Der sog. Arbeitgeberanteil wirkt sich auch nicht auf 
„die Rentenhöhe“ aus.

Rn 135:	 Der sog. Arbeitgeberanteil wird rentenversicherungs-
rechtlich dem einzelnen Arbeitnehmer nicht ein-
mal individuell zugeordnet: Der Arbeitgeber erfüllt 
materiell-rechtlich als Beitragsschuldner allein eine 
eigene originäre Verbindlichkeit gegenüber dem 
Rentenversicherungsträger. Diese Zahlungen fließen 
dem einzelnen Arbeitnehmer nicht einmal rechne-
risch-symbolisch zu. Der Arbeitgeber hat die von ihm 
geschuldete Pflichtbeitragssumme zu zahlen, ohne 
dass irgendeine Zuordnung zum einzelnen Arbeit-
nehmer zu erfolgen hat. 

Rn 131: 	Die vom Arbeitgeber gezahlten Beiträge werden dem 
einzelnen Arbeitnehmer – wie gezeigt – nicht einmal 
verwaltungstechnisch zugeordnet.

Rn 143:	 Dem Bundesfinanzhof (BFH) ist uneingeschränkt darin 
beizupflichten, dass der sog. Arbeitgeberanteil kein 
Arbeitslohn des einzelnen Arbeitnehmers ist. Aller-
dings trifft (und traf) die Behauptung des BFH, der 
einzelne Arbeitnehmer habe in den Folgejahren oder 
sogar unmittelbar aus dem sog. Arbeitgeberanteil be-
stimmte Vorteile, nach dem seit Jahrzehnten geltenden 
Rentenversicherungsrecht (AVG, RVO, SGB VI) nicht 
zu; diese Last des Arbeitgebers bringt dem einzelnen 
Arbeitnehmer nach dem Rentenversicherungsrecht 

weder aktuell noch zukünftig individuell irgendeinen 
rechtlichen oder wirtschaftlichen Vorteil, insbesondere 
keinen, der ihm real zufließt. 

Respekt vor dem Bundessozialgericht: Das sind klare und deut-
liche Worte. Deutlicher kann man es kaum formulieren.  

So, liebe rentenversicherungspflichtbeitragszahlende Arbeit-
geber, jetzt wisst Ihr – höchstrichterlich geurteilt – dass unser 
Geld (unsere RV-Beiträge) für unsere Arbeitnehmer einfach 
futsch, weg sind, sich monatlich einfach in Luft auflösen. Auf 
Nimmerwiedersehen! Das spornt doch an?!

Getoppt wird das alles ab 2005 zusätzlich durch die Besteuerung 
der beitragsfinanzierten Renten. Das Bundesverfassungsgericht 
hat in seinem Urteil vom 06.03.2002 die unterschiedliche Be-
steuerung der Beamtenpensionen (!) und der Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung (!) als mit dem Gleichheits-
grundsatz unvereinbar erklärt, aber dem Gesetzgeber – unse-
ren sog. Volksvertretern – den klaren Auftrag erteilt, die Be-
steuerung so aufeinander abzustimmen, dass eine doppelte 
Besteuerung vermieden wird. 

Diesen Auftrag – es ist ein „Befehl“ des Verfassungsgerichtes 
– haben unsere Volksvertreter klar und deutlich verfehlt. Seit-
her muss eine große Schar von Rentnern jährlich eine Steuer-
erklärung abgeben und sie dürfen zum jährlich steigenden 
Steueraufkommen beitragen. Ihre „Halb-Rente“ wird durch die 
zu zahlenden Steuern weiter geschmälert. 
Die Altersarmut gerade bei den gesetzlich rentenversicherten 
Rentnern steigt weiter an. § 1 SGB I – siehe vorstehend – fordert 
und verspricht etwas ganz anderes. 

Wen wundert es, dass die Rentner bei der Bundestagswahl 2021 
das einzig ihnen verbliebene Mittel, das Stimmrecht, genutzt 
haben und gerade der CDU in Scharen davongelaufen sind? 
Mich wundert es nicht.

Das alles darf insbesondere uns Arbeitgeber weder ruhen, noch 
wegschauen, noch untätig sein lassen. Das zu ändern, reicht der 
Roman Herzog’sche Ruck nicht mehr aus. Es bedarf wesentlich 
mehr. Wege und Mittel dazu gibt es. Wir müssen es nur wollen 
und tun. 

Wir sind es unserem Selbstverständnis, der marktwirtschaftlichen 
Ordnung, dem Recht, der Gerechtigkeit und unseren Arbeit-
nehmern gegenüber schuldig, dafür zu sorgen, dass unsere Arbeit-
nehmer auch eine Rente aus unseren Beiträgen für sich erhalten. 

Von den politischen Arbeitnehmervertretungen - auch in der 
CDU - und/oder der Politik Abhilfe zu erwarten, ist vergebens. Die 
schauen seit Jahrzehnten diesem System tatenlos zu, kaprizieren 
sich allenfalls auf immer neue Forderungen und Belastungen: wie 
immer nicht zu ihren, sondern zu Lasten der anderen. 

Rainer Eschbach,

rainer.eschbach@restb.de

          DeutschlanDs sinnlichster  

      BaDetempel 
         liegt zwischen stuttgart unD Karlsruhe 

75323 BaD wilDBaD | tel. 07081/303-0 | www.palais-thermal.De
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MIT Tübingen

Wirtschaftsdialog Afrika –  
Kontinent im Aufbruch: 
Ägypten

Seit einigen Jahren veranstaltet die 
MIT Tübingen gemeinsam mit dem 
Liberalen Mittelstand (LIM) den Wirt-
schaftsdialog Afrika in Baden-Würt-
temberg. Der Auftakt erfolgte 2019 
mit den Ländern Eritrea und Äthiopien 
gemeinsam.

Der Dialog wird diesmal mit Ägypten 
fortgesetzt und als Angebot für die 
unmittelbare Geschäftsanbahnung 
zwei Teile bieten: Am 11. Februar 2022 
erfolgt die Begegnung hier vor Ort in 
Deutschland mit dem Schwerpunkt 
„Fachkräfte, der Aufbruch ins Wasser-
stoffzeitalter, synthetische Kraft-
stoffe und erneuerbare Energien.“ 
Diese wird Mitte März 2022 durch das 
„12.  Arab  Expo Business  Forum“ in 
Kairo ergänzt. Das speziell für die Ver-
knüpfung ägyptischer KMU mit dem 
Ausland ausgerichtete Forum wird seit 
einigen Jahren von der MIT Tübingen 
tatkräftig unterstützt.

Aktuelles zu Ägypten
Ägypten entwickelte sich nach Um-
setzung der bislang ambitioniertes-
ten wirtschaftlichen Reformprogramme 
seiner Geschichte zu einem vielver-
sprechenden Investitionsziel. Mit einem 
BIP von 316 Mrd. USD und einer durch-
schnittlichen Wachstumsrate mit über 
5 % ist das Land am Nil die zweitgrößte 
Volkswirtschaft Afrikas. 

Beide Länder, Ägypten und Deutsch-
land, verbindet ein starkes Interesse an 
Stabilität. Ägypten ist Schwerpunktland 
der deutschen auswärtigen Bildungs-, 
Kultur- und Entwicklungspolitik. Bis 
März 2021 betrug das jährliche Handels-
volumen mit Deutschland 4,12 Mrd. US-
Dollar. Der Einbruch des Tourismus im 
Rahmen der Pandemiebekämpfung im 
vergangenen Jahr traf Ägyptens Wirt-

schaft hart. Ägypten ist mit 1,6 Mrd. 
Euro an Darlehensangeboten eines der 
größten Partnerländer der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit. 

Vereinbart sind folgende 
Förderschwerpunkte:
•	 Beschäftigung für eine nachhaltige 

Wirtschaftsentwicklung, speziell in 
der Privatwirtschaft

•	 Wasser- und Abfallwirtschaft
•	 erneuerbare Energien und 

Energieeffizienz

Daneben stellt Deutschland zusätzliche 
Mittel für den Bau von Grundschulen, 
Mädchen- und Frauenförderung, Ver-
waltungsreformen sowie für die Stadt-
teilentwicklung bereit.

Aufbruch ins Wasserstoffzeitalter 
und Fachkräftegewinnung
Die MIT Tübingen steht über ihre Zu-
sammenarbeit mit der Plattform Wirt-
schaftsvereine Oberschwaben und All-
gäu (PWOA) im Austausch mit Herrn 
Dr.  Hany  El-Kateb, welcher Mitglied 
im Beraterstab des ägyptischen Präsi-
denten Abd Al-Fattah As-Sisi ist. Dr. El-
Kateb begann seine wissenschaftliche 

Karriere an der TU München und ist 
ein weltweit anerkannter Experte für 
Forst- und Landwirtschaft. Während 
seiner Tätigkeit in München wirkte er 
an Aufforstungsprojekten in Ägypten 
mit. In diesem Zusammenhang wer-
den umwelttechnische Lösungsan-
sätze für Ägypten gerne an oberster 
Stelle mit ihm besprochen. Dr.  El-Ka-
teb wird für den Wirtschaftsdialog 
mit Ägypten am 11. Februar 2022 den 
zentralen Impulsvortrag halten. Nach 
seiner Einschätzung könnten für den 
gemeinsamen Austausch folgende 
Themenbereiche von Interesse sein:

•	 Absorption und Bindung von CO2 aus 
der Atmosphäre mittels Nutzung von 
Nährstoffen aus Abwässern, die dann 
auch in der Aufforstung von Wüsten-
gebieten genutzt werden können.

Dr. Hany El-Kateb wird für den Wirtschaftsdialog 
mit Ägypten am 11. Februar 2022 den zentralen 
Impulsvortrag halten.

Angora-Moden GmbH
Plochinger Str. 30 - Eingang Blumenstraße  73779 Deizisau

Tel.: 07153 23071
Fax: 07153 28841
E-Mail Angora-Moden@t-online.de

Ihre ANGORA-Spezialisten
für natürliche Funktionsbekleidung

Eigene Herstellung 
in Deizisau

Versand - Fabrikverkauf

www.angora-moden.de

Körper Klima

Schweiß
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•	 Einsatz von vorhandenen Bioabfällen 
aus der Landwirtschaft zur Nut-
zung moderner Technologien wie 
Biovergärungsanlagen zur Biogas-
erzeugung und Pyrolysetechniken 
zur Pflanzenkohleherstellung.

•	 Wasserstoffproduktion mittels Sonne 
und Wind, um mit dem hergestellten 
Wasserstoff eigene Industrie- und 
Produktionszweige zu einer besse-
ren Umweltverträglichkeit zu wan-
deln und den grünen Wasserstoff an 
Partnerländer wie Deutschland als 
umweltverträglichen Energieträger 
zu exportieren.

Befragt nach den heute stärksten 
Herausforderungen für die zukünftigen 
Jahre Ägyptens nennt Dr.  El-Kateb 
die weitere Stärkung der Wirtschaft 
mittels richtungsweisender Projek-
te sowie den weiteren Ausbau der 
Infrastruktur. Die abgeschlossene Er-
weiterung des Suezkanals und die Mo-
dernisierung der Bahnlinien mit dem 
Bau von ICE-Trassen unter Beteiligung 
von Siemens stärken das Produktions- 
und Handelsdrehkreuz zwischen den 
Kontinenten. In den vergangenen Jah-
ren fanden zunehmend internationale, 
darunter deutsche Investoren und 

Hersteller, den Weg nach Ägypten, um 
dort Produktionsstätten zu errichten, 
um mitunter auch die europäischen 
Märkte mit diesen Produkten zu 
bedienen.

Afrika im Kontext
Das McKinsey Global Institute sagt für 
den Kontinent Afrika 2025 eine Ver-
doppelung der Produktionsleistung, 
2,1 Billionen US-Dollar an privatem 
Konsum sowie 3,5 Billionen US-Dollar 
Investitionen mit Schwerpunkt Infra-
struktur voraus. Vor diesem Hinter-
grund kann der Fokus für Europa, spe-
ziell den Mittelstand in Deutschland, 
nur die Ausweitung der wirtschaft-
lichen Kooperation beider Kontinen-
te sein. Dieses Ziel verfolgt der Wirt-
schaftsdialog als Plattformangebot 
von und für Fachleute, Unternehmer, 
Vereine und Verbände aller Branchen.

Es darf mit Fug und Recht behauptet 
werden:
Afrika ist entgegen aller medialen Bot-
schaften ein Kontinent der Chancen, 
der Dynamik und der Jugend. Der Kon-
tinent bietet beste Voraussetzungen 
für eine stabile wirtschaftliche Ent-
wicklung. Über 40 % der Goldreserven, 
80 % der Platinmetalle und die größ-
ten landwirtschaftlichen Anbauflächen 
der Welt (Quelle: AfDB, 2015), ein fast 
unbemerktes Wirtschaftswunder in ei-
nigen Staaten dieses Kontinents, eine 
vibrierende Gründerlandschaft jährlich 
hunderttausender junger Unternehmen, 
das panafrikanische Freihandelsab-
kommen AfCFTA, die AU Agenda 2063, 
die Infrastrukturen aus der neuen 
Seidenstraße. Seit 1990 verfünffachte 
sich das Bruttoinlandsprodukt, hal-
bierten sich Kinder- und Müttersterb-
lichkeit und 80 % aller Kinder besuchen 
heute eine Grundschule. Von den der-
zeit 1,2 Milliarden Einwohnern des ge-
samten Kontinents ist die Hälfte jün-
ger als 25  Jahre. Afrikas Bevölkerung 
wird bis 2050 auf 2,5 Milliarden Men-
schen steigen, eine Herausforderung 
und Chance. Afrika verfügt über große 
Potenziale, die weit über Ressourcen-
reichtum, kulturelle Vielfalt, Unter-
nehmergeist und Innovationskraft 
hinausgehen. Nutzen wir sie und 
haben teil!

Angebot für unseren Mittelstand
Der Wirtschaftsdialog Afrika bietet 
die Möglichkeit, konkrete Eindrücke 
und Markteinschätzungen zu einzel-
nen Ländern Afrikas zu erhalten. Über-
parteilich und überpolitisch werden 
dabei Kenner von Land und Leuten, 
staatliche Repräsentanten und unter-
nehmerische Praktiker und Region 
für Region den Teilnehmern näher-
gebracht. Durch den länderbezogenen 
Wirtschaftsdialog bietet die Ko-
operation allen Interessierten eine 
branchen- und verbandsübergreifende 
offene Plattform, um die jeweiligen 
Länder Afrikas besser zu erkunden.

Der MIT-Kreisverband Tübingen freut 
sich auf den Wirtschaftsdialog Afrika 
mit Ägypten am 11. Februar 2022, den 
unsere Wirtschaftsministerin Dr. Nicole  
Hoffmeister-Kraut mit ihrem Gruß-
wort unterstützt. Dr.  El-Kateb wird 
Anregungen für die Zusammenarbeit 
unserer Unternehmen mit Ägypten 
geben. Vor Ort tätige Unternehmen, 
der Afrikaverein der Deutschen Wirt-
schaft und die Agentur für Wirtschaft 
und Entwicklung werden die Geschäfts-
praxis und Rahmenbedingungen im 
Land erläutern.

Thomas S. Haberbosch (PWOA),

Falk W. Föll (Vorsitzender MIT TÜ), 

kanzlei@foell-international.de
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MIT Mannheim 

Festakt zum Tag der 
Deutschen Einheit

Es ist etwas Besonderes: Ein Fest-
akt zum Tag der Deutschen Einheit 
auf kommunaler Ebene. Bereits zum 
31. Mal wird an dieser Veranstaltung 
in der liebenswerten Quadratestadt 
festgehalten. Auf Einladung der CDU-
Kreisverbände und -Fraktionen aus 
Mannheim und Ludwigshafen kam in 
diesem Jahr Bernhard Vogel als Fest-
redner. Begrüßt wurde Vogel von der 
kommissarischen Kreisvorsitzenden 
Katharina Funck. Er war der einzige 
Ministerpräsident, der in einem west-
deutschen (Rheinland-Pfalz 1976 
bis 1988) und einem ostdeutschen 
Bundesland Ministerpräsident war. 
Als Ministerpräsident von Thürin-
gen (1992-2003) wirkte er direkt am 
Wiederaufbau des Bundeslandes mit. 

Er erinnerte sich daran, dass ihn die 
Nachricht von der Öffnung der inner-
deutschen Grenzen und des Branden-
burger Tors am 09.11.1989 in War-
schau erreichte. Dort war er mit dem 
Kanzler der Einheit, Helmut Kohl, auf 
Staatsbesuch. Kohl sei sofort nach 

Deutschland zurückgereist, um alles 
in die Wege zu leiten für etwas, was 
kaum einer für möglich hielt: die 
Wiedervereinigung der deutschen 
Staaten am 03.10.1990. „Dies war die 
erste friedliche Revolution in Deutsch-
land“, stellte Vogel fest. „Das hat uns 
niemand zugetraut“, und verwies auf 
das berühmte Zitat Lenins, wonach 
die Deutschen wohl zu korrekt und 
umständlich für eine Revolution seien 
(„Wenn diese Deutschen einen Bahn-
hof stürmen wollen, kaufen die sich 
erst eine Bahnsteigkarte!“). 

Für Vogel begann das „größte Aben-
teuer“ seines Lebens, als er 1992 das 
Amt des Ministerpräsidenten von Thü-
ringen übernahm. Alles musste neu 
strukturiert werden, aber es fehlte an 
allem. Die Justiz musste aufgebaut 
werden, aber es fehlten die Juristen. 
Zu Beginn konnte man nur um 6 Uhr 
morgens von einem bestimmten Punkt 
aus telefonieren. Aber um 6 Uhr sei in 
Bonn noch niemand ans Telefon ge-
gangen, scherzte Vogel. Es habe ja nie-

mand gewusst, wie Wiedervereinigung 
geht, schließlich sei das eine einmalige 
Herausforderung gewesen.

„Alles in allem ist die Wiederver-
einigung dank der großen Unter-
stützung aus dem Westen gelungen“, 
stellte Vogel vor 160 Gästen in den Räu-
men des Leibniz-Zentrums für Europäi-
sche Wirtschaftsforschung in Mann-
heim fest. Wenngleich noch viel zu tun 
sei, gäbe es blühende Landschaften in 
den ostdeutschen Bundesländern. 

In seinem Schlusswort bedankte sich 
der Mannheimer Fraktionsvorsitzende 
Claudius Kranz bei Vogel für dessen 
„hervorragende Festrede“ und über-
reichte ihm u. a. Mannheimer Dreck, 
eine lebkuchenähnliche Spezialität, die 
die Mannheimer Konditorin und CDU-
Stadträtin Martina Herrdegen eigens 
frisch gebacken hatte.

Im Anschluss an die Festrede lud die 
MIT Mannheim zum Empfang. Hier gab 
es die Gelegenheit, mit dem Grand-
seigneur der Politik ins Gespräch zu 
kommen. „Ich verneige mich beein-
druckt vor dem Lebenswerk von Bern-
hard Vogel“, so der Kreisvorsitzende 
der MIT Mannheim und Stadtrat, Ale-
xander Fleck, „wo andere noch ge-
redet und diskutiert haben, hat er 
gehandelt.“

Alexander Fleck, 

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de

Bernhard Vogel zu Gast in Mannheim

Feiern gemeinsam: MIT und CDU
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MIT Mannheim 

Zu Gast bei 
Freunden

Die Freundschaft und Zusammenarbeit 
werden bei den MIT-Kreisverbänden in 
der Metropolregion Rhein-Neckar über 
die Landesgrenzen hinweg groß ge-
schrieben. Neben dem Austausch zu ak-
tuellen politischen Themen gehört auch 
der gegenseitige Besuch und damit die 
Unterstützung der Veranstaltungen zum 
gelebten Miteinander.

Auch in diesem Jahr folgte die MIT Mann-
heim sehr gerne der Einladung der MIT 
Bergstraße zum traditionellen Sommer-
fest. Geselligkeit, Politik, Livemusik und 
Kulinarik – das Fest auf dem Nibelungen-
Hof des Ehrenvorsitzenden der MIT Berg-
straße, Werner Hartmann, in Lampertheim 
ließ es an nichts fehlen. Trotz des Regens 
konnte es stattfinden. Man zog kurzer-
hand vom Garten in die Zwiebelhalle um, 
die ein besonderes Ambiente bot.

In seiner Begrüßungsansprache wies der 
Kreisvorsitzende der MIT Bergstraße, 
Landrat a. D. Matthias Wilke, mit Blick 
auf die bevorstehende Bundestagswahl 
darauf hin, dass sich Willy Brand und Hel-
mut Kohl im Grab herumdrehen wurden, 

wenn sie wüssten, dass ihre Parteien in 
den Umfragen bei jeweils 22 % stünden. 
Dieses Ergebnis sei nur damit zu be-
gründen, dass die Parteien an Profil ver-
loren hätten. Er kritisierte auch, dass nur 
10 % der Bevölkerung im öffentlichen 
Dienst tätig sei, aber diese Gruppe 40 % 
der Abgeordneten stelle.

„Ich danke der MIT Bergstraße für die 
intensiv gelebte Freundschaft“, so der 
Kreisvorsitzende der MIT Mannheim, 
Stadtrat Alexander Fleck. „Nur wenn wir 
zusammenhalten, können wir innerhalb 
und außerhalb etwas für den Mittelstand 
bewegen“, stellte Fleck abschließend fest.

Alexander Fleck, 

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de

Die Kreisvorsitzenden Matthias Wilke und Alexander Fleck (v. l. n. r.)

Gute Laune bei den Mannheimer Gästen
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Mister 100 % der MIT NRW!

Eine Woche nach einer verlorenen Bundes-
tagswahl zu tagen, legt natürlich einen 
ganz besonderen Fokus auf einen Landes-
mittelstandstag des größten Landes-
verbandes. Die Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion Nordrhein-Westfalen traf 
sich aufgrund der anhaltenden Corona-
pandemie mit etwas reduzierter Gästezahl 
in der Stadthalle der münsterländischen 
Stadt Rheine.
Trotzdem waren viele prominente Gäste 
gekommen. Auch der Landesvorsitzende 
der MIT Baden-Württemberg, Bastian 
Atzger, nahm am „Mittelstandstag 2021“ 
teil. Es sollte ein ganz besonderer Tag für 
den Landesvorsitzenden der MIT NRW, 
Hendrik Wüst, werden. Der 47-jährige 
Jurist und Verkehrsminister im Kabinett 
Laschet, der die MIT seit 2013 führt, 
wurde vor Ort als wohl aussichtsreicher 
Kandidat für eine schnelle und klare 

Nachfolgeregelung in Bezug auf das Amt 
des Ministerpräsidenten und des CDU-
Landesvorsitzenden gehandelt. Deswegen 
waren ZDF, WDR, dpa und viele andere 
Pressevertreter besonders gespannt auf 
seine Aussagen und seine erneute Wahl 
zum Chef des Wirtschaftsflügels der Union 
in NRW. Gekommen war auch der Chef 
des Verbandes der Chemischen Industrie, 
Christian Kullmann, um mit Wüst über die 
Zukunftschancen des Industriestandortes 
zu diskutieren.
Und seine MIT stand geschlossen hinter 
Hendrik Wüst und setzte damit ein dickes 
Ausrufezeichen hinter die Personalfrage 
der CDU Nordrhein-Westfalen. Hendrik 
Wüst wurde bei hunderten abstimmenden 
Delegierten mit 100 % wiedergewählt. Ein 
Votum, welches bisher noch nie in der Ge-
schichte der MIT NRW zustande kam. Ge-
rührt über dieses Ergebnis und dankbar für 

Standing Ovations für Hendrik Wüst, den neuen und alten Landesvorsitzenden der MIT NRW.
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das Vertrauen machte Hendrik Wüst seiner 
MIT nach dem niederschmetternden Er-
gebnis wieder Mut: „Jetzt heißt es durch-
starten – für das Land nach der Pandemie 
und für die CDU im Hinblick auf die kom-
mende Landtagswahl im Mai 2022.“  Der 
anhaltende Applaus nach seiner Rede 
machte klar, dass die Partei sich nach sol-
chen Aufbruchsignalen sehnt und schnelle 
und klare Entscheidungen zur Neuauf-
stellung erwartet. Eine Woche später be-
stätigte die CDU diese Sichtweise, und 
erstmalig in der Geschichte der MIT NRW 
soll ein Mittelstandspolitiker Minister-
präsident des Landes NRW und CDU-Vor-
sitzender im größten Landesverband der 
CDU mit über 100.000 Mitgliedern werden.
Auch Carsten Linnemann sprach den De-
legierten in einem kämpferischen Vortrag 
aus der Seele und unterstützte – genauso 
wie der CDA-Bundesvorsitzende Karl-Josef 
Laumann in einer Videobotschaft – die Per-
sonalie Wüst vehement. Es zeigt sich, dass 
die MIT ihre Aufgabe eines Generationen-

wechsels bereits vor etwa 10 Jahren erfüllt 
und nun wirklich tolle Persönlichkeiten 
aufzubieten hat, um die CDU wieder auf 

Kurs zu bringen in den kommenden Jahren. 
„Trotz der sicherlich schwierigen Lage ging 
von Rheine ein Signal der Geschlossenheit 

und des Optimismus aus“, bilanzierte der 
MIT-Landesgeschäftsführer Stefan Simm-
nacher den Mittelstandstag.
Aber auch inhaltlich bleibt die MIT am Ball. 
Von der kleinen Bauvorlageberechtigung 
bis hin zur steuerlichen Absetzbarkeit 
von Elementarschadenversicherungen be-
schloss man in Rheine zahlreiche Positio-
nen, die teilweise auch beim Bundesmittel-
standstag eingebracht werden sollen.

Stefan Simmnacher (Landesgeschäftsführer),

info@mit-nrw.de,

www.mit-nrw.de

Der Landesmittelstandstag der MIT NRW 2021 fand in Rheine statt.

Bastian Atzger (MIT BW) gratulierte Hendrik Wüst (MIT NRW) zu seinem herausragenden Ergebnis und 
freut sich auf die weitere Zusammenarbeit. 
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Landesmittelstandstag Rheinland-Pfalz 2021: 
erst Wahlkampf mit voller Kraft, dann kalte Dusche

Der Landesmittelstandstag 2021 der 
MIT Rheinland-Pfalz stand ganz im Zei-
chen des Bundestagswahlkampfes. 
Am 13. September eröffnete Landes-
vorsitzender Gereon Haumann die 
Tagung in Bad Kreuznach, dem Wahl-
kreis der CDU-Landesvorsitzenden 
und Spitzenkandidatin Julia Klöckner. 
Die Mobilisierung im Endspurt des 
Wahlkampfes stand ganz im Mittel-
punkt. Aufgeschreckt durch die dra-
matischen Ergebnisse der Umfragen 
galt es, Schlimmstes zu verhindern und 
doch noch stärkste Kraft im Deutschen 
Bundestag zu werden. 

Gereon Haumann brachte es auf den 
Punkt: Es geht um Deutschland. Nach-
hutgefechte um Kandidatenprozeduren 
interessieren die Bürger nicht. Sie wol-
len, dass Parteien und Kandidaten ihrer 

Verantwortung gerecht werden und 
politische Alternativen aufzeigen. Und 
diese Alternativen sind bis heute klar. An 
den Themen, Programmen und Personen 
sind die Unterschiede deutlich. Solide 
Staatsfinanzen oder Schuldenstaat, Auf-
schwung oder Stagnation, Klimaschutz 
gegen oder mit florierender Wirtschaft. 
Das Wahlprogramm der CDU ist maßgeb-
lich von der MIT geprägt. 

Bundesministerin Julia Klöckner machte 
klar, dass es Spitz auf Knopf steht und 
die Union in schwieriger Lage beweisen 
muss, dass sie kämpfen kann. Die Union 
hat das Land in 16 Jahren sicher durch 
schwere Krisen geführt. Mit Armin La-
schet müsse nun die Modernisierung 
Deutschlands in den Mittelpunkt gestellt 
werden: Eine schnellere Verwaltung ohne 
Investitionsbremsen, schnelle Digitali-

Der Landesmittelstandstag der MIT Rheinland-Pfalz 2021 fand in Bad Kreuznach statt.
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sierung, Klimaschutz durch technischen 
Fortschritt, innere und äußere Sicher-
heit mit kompromissloser Bekämpfung 
der organisierten Kriminalität und fester 
Verankerung im westlichen Bündnis mit 
einer außenpolitisch und auch militärisch 
handlungsfähigeren Europäischen Union. 
In zwei bemerkenswerten Beiträgen be-
schrieben der Ehrenvorsitzende Josef 
Geyer und MIT-Bundesschatzmeister Mi-
chael Littig, was alles auf dem Spiel steht. 

Umso größer die Enttäuschung am Wahl-
tag. Und umso dringender der Wunsch 
nach einer Runderneuerung der CDU. 
Auch der MIT-Landesvorstand in Rhein-
land-Pfalz berät über die Folgerungen aus 
dem Wahlergebnis. Aus Bezirksvorstands-
sitzungen, zahlreichen E-Mails und Tele-
fonaten zeichnen sich Hauptpunkte der 
Meinungsbildung ab:

Dies war eine Niederlage mit Ansage, 
denn die Union war seit der Wahl 2017 
im stetigen Abwärtstrend. Die CDU hat 
den Führungswechsel mit dem Rückzug 
von Angela Merkel völlig versemmelt. 
CDU-Bundesvorsitzender und Unions-
Kanzlerkandidat wurden viel zu spät ge-
wählt. Die CDU war fast zwei Jahre prak-

tisch führungslos. Der Wahlkampf war 
strategisch und thematisch nicht wirklich 
strukturiert. Wie sollte es auch, wenn er so 
kurzfristig aus dem Boden gestampft wer-
den musste? Die Ursache der krachenden 
Niederlage geht weit über den Kanzler-
kandidaten hinaus.

Die Union muss um ihre Bedeutung als 
Volkspartei kämpfen. Das ist ein existen-
zieller Kampf. Dazu muss sie sich program-
matisch und personell neu aufstellen. 
Sie muss neue eigene Antworten auf die 
wichtigsten Zukunftsfragen entwickeln 
und davon überzeugen. Die Erneuerung 
muss auch die Landesverbände und die 
Kreisverbände erfassen. Dabei muss 
die MIT eine besonders stark treibende 
Kraft sein. Als politisches Sprachrohr der 
mittelständischen Wirtschaft und als ent-
schiedenster Anwalt der Sozialen Markt-
wirtschaft braucht die MIT eine starke 
Union, die Mehrheiten zusammenführt. 

Die MIT Rheinland-Pfalz ist geschockt, 
aber nicht entmutigt.

Helmut Klapheck (Landesgeschäftsführer),

helmut.klapheck@mit-rlp.de,

www.mit-rlp.de

(V. l. n. r.) Landesvorsitzender Gereon Haumann, Katarzyna Plucinska von der Landesgeschäftsstelle, Bundesministerin Julia Klöckner und Landesgeschäftsführer 
Helmut Klapheck 
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Der Mittelstand lehnt eine höhere  
Dienstwagenbesteuerung kategorisch ab

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Baden-Württemberg (MIT) wendet sich 
entschieden gegen geplante Erhöhungen 
von Steuern und Abgaben durch SPD 
und Grüne. Beispielsweise lehnt sie eine 
Dienstwagenbesteuerung als “heftige 
Belastung des Mittelstandes und der Be-
schäftigten” kategorisch ab.

“Höhere Einkommensteuer, höhere 
Sozialabgaben, Abschaffung des Ehe-
gattensplittings, Benzinpreiserhöhung, 
höhere Erbschaftssteuer und dann 
auch noch eine höhere Dienstwagen-
besteuerung. Es vergeht kein Tag, an 
dem nicht eine neue Belastungsidee 
durch Rot-Grün ans Licht kommt“, so der 
Landesvorsitzende Bastian Atzger.

Darüber hinaus sieht die MIT „fachliche 
Schwächen” beim politischen Gegner. 
Ist der Firmenwagen nach Feierabend 
im Einsatz, so muss er als Teil des Ein-
kommens versteuert werden. Viele wäh-
len dabei die 1-Prozent-Regelung. Das 
ist unbürokratisch, einfach und bewährt. 
SPD und Grüne wollen hier statt 1 % zu-
künftig 1,5 % des Brutto-Listenpreises 
erheben.

Dabei geht es meist nicht um den „di-
cken Schlitten des Chefs“. Viele Außen-
dienstmitarbeiter, mobile Pflegeteams 
oder Mitarbeiter von Sicherheits-
diensten dürfen das Firmenfahrzeug 
auch privat nutzen. Für diese wird 
es dann zukünftig richtig teuer und 

Arbeitnehmer werden deutlich stärker 
belastet. Die Bemessungsgrundlage 
für die Besteuerung steigt um 50 %! 
Die Alternative des Fahrtenbuchs ist 
streitanfällig, bürokratisch und er-
zeugt bei der Verwaltung einen großen 
Aufwand. Auch umweltpolitisch wäre 
dieses Vorhaben dann ein Rückschritt, 
denn die Fahrzeugflotten der Firmen 
sind in der Regel neu und damit ver-
brauchsgünstiger als das eigene alte 
Auto zu Hause.

“Leider gilt auch hier: Außer Steuer-
erhöhungen, auch für den Normal-
bürger, fällt den Parteien links der 
Mitte nicht viel ein”, findet Bastian 
Atzger.
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CDU muss sich auf  
ihre Wirtschaftskompetenz besinnen

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Baden-Württemberg (MIT) verlangt von 
der CDU eine rasche inhaltliche und per-
sonelle Erneuerung in Bund und Land. 
Das zweite desaströse Wahlergebnis 
nach der Landtagswahl in Baden-Würt-
temberg stelle das Überleben der CDU 
als Volkspartei in Frage.

Über die Parteigrenzen anerkannte Wirt-
schaftspolitiker wie Carsten Linnemann 
und Friedrich Merz nicht von Anfang 
an in herausgehobener Position in den 
Wahlkampf eingebunden zu haben, hat 

sich nach Auffassung der Mittelstands-
vertreter nun gerächt.

Besonders bestürzt ist man in der MIT 
über die Ergebnisse der Wahl im Bereich 
der Wirtschaftspolitik. Bei der Bundes-
tagswahl ist die CDU bei der Frage nach 
der Wirtschaftskompetenz um 25 % ab-
gestürzt. Hinzu komme ein Verlust von 
10 % der CDU-Stimmenanteile bei den 
Selbstständigen. 

„Diese erdrutschartigen Verluste beim 
Thema Wirtschaft gefährden massiv den 

Markenkern der CDU auch für künftige 
Wahlen“, erklärte Bastian Atzger, der 
Landesvorsitzende der MIT.

„Wir müssen beim Thema Wirtschaft das 
Ruder herumreißen und einen partei-
weiten Neustart wagen. Das Wahlergeb-
nis der Bundestagswahl zeigt, dass die 
CDU dem Wunsch von Mitgliedern und 
Wählern nach Konzentration auf ihre 
Kernthemen und ein neues, starkes per-
sonelles Angebot jetzt schnell Rechnung 
tragen muss – im Bund wie im Land“, so 
der MIT-Landesvorsitzende weiter.
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Besuch des Normenkontrollrats BaWü

MITeinander  
gegen Bürokratie

Der Antrag der MIT Baden-Württemberg im Herbst 2018 war 
klar formuliert – Bürokratiekosten korrekt berechnen und 
konkrete bürokratische Hemmnisse engagiert abbauen. Die 
Reaktion der CDU-Antragskommission zum Landesparteitag 
in Rust desselben Jahres war jedoch ebenso klar: Antrag erle-
digt durch das Bürokratieentlastungsgesetz. Eine Aussage, die 
Unternehmer gleich doppelt verwundert. Zum einen, da wir 
die Bürokratie nach wie vor in steigendem Maße erleben und 
zum anderen, da es gerade die CDU ist, die das Thema in jedem 
Wahlkampf aufs Neue präsentiert.

Tatsächlich keine spürbare Entlastung
In der Tat hat sich der Bund, auf Landesebene neben Sachsen 
auch Baden-Württemberg, das Thema Bürokratieabbau mehr-
fach auf die Tagesordnung gesetzt. Mit dem Bürokratieent-
lastungsgesetz I (BEG I) von 2015 und dem BEG II von 2017 soll-
te die Mammutaufgabe gelingen. Dem Statistischen Landesamt 
zufolge entlastete der Bund 2019 die Wirtschaft tatsächlich um 
rund 943 Millionen Euro, im Jahr davor um 404 Millionen. 2020 
stiegen die Kosten wieder aufgrund der Covid-Maßnahmen.

Doch betrachtet man den Gesamtzeitraum seit 2012, als 
die erste Gesetzesvorlage erarbeitet wurde, so stiegen die 
Bürokratiekosten für die Wirtschaft, wiederum laut Statisti-
schem Bundesamt, um über 3,15 Milliarden Euro. Das BEG III, 
das 2018 verhandelt wurde und wirkliche Entlastungen und 
Modernisierungsschritte bringen sollte, erledigte sich nun im 
Zeitablauf und offenbarte eine weitere wirtschaftspolitische 
Baustelle der CDU, die sie nie in den Griff bekam.

Vor diesem Hintergrund besuchte Dr. Gisela Meister-Scheufe-
len, Landesvorsitzende des Normenkontrollrats, den Landes-
vorstand der MIT. Der Normenkontrollrat ist ein unabhängiges 
Expertengremium, das die Landesregierung in Sachen Büro-
kratieabbau, Bürokratiefolgen und Bürokratiekosten berät. Dr. 
Meister-Scheufelen bestätigte hierbei die Eindrücke des Mittel-
stands, dass trotz Abbaubemühungen die bürokratischen Be-
lastungen für den Mittelstand immer größer würden. Dieser 
Trend verstärkte sich zudem 2020 vor dem Hintergrund der 
Covid-19-Pandemie. Vor allem im Bereich der Verwaltung seien 
die Prozesse noch nicht so verschlankt und digitalisiert, wie sie 
sein sollten – was wiederum zu Mehraufwand und Kosten bei 
mittelständischen Betrieben führen würde.

Mittelstand als Motor der Marktwirtschaft
Der Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg forder-
te konkrete Ansätze für Bürokratieabbau, die keine aus-
ufernden Gesetzestexte, sondern einfach nur politischen Wil-
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len und Vernunft voraussetzten. Neben der Digitalisierung der 
Kommunikationswege wurden auch Punkte genannt wie die 
Abschaffung mehrfacher Meldungen für Statistiken, der Weg-
fall der Vorausmeldung der Sozialversicherung oder die Verein-
fachung von Antragsverfahren. So erhielt Dr. Meister-Scheufe-
len nicht nur einen Blumenstrauß als Dank für ihren Besuch, 
sondern auch einen bunten Strauß von Vorschlägen, Land und 
Bund fit zu machen für den globalen Wettbewerb. Denn, so die 
Aussage der MIT, die Verwaltung braucht Regeln, die für alle 
gleich gelten. Doch wenn Regelungen zu Hemmnissen und über-
bordenden Kostenfaktoren werden, dann muss man handeln.

Und handeln wird die MIT Baden-Württemberg umgehend. 
Den Mitgliedern wird eine Möglichkeit gegeben, in ihren 
Kreisen und im direkten Austausch mit ihren Abgeordneten 
ihre Anliegen mit bürokratischen Hürden zu diskutieren. Die 
in diesem Prozess erarbeiteten Inhalte werden zudem die 
Basis für die zukünftige inhaltliche Arbeit der MIT innerhalb 
der CDU sowie in ihren Netzwerken nach außen sein. Jetzt 
geht es nicht mehr um die Selbstbeschäftigung der Politik, 
sondern um die Lösung der konkreten Probleme und An-
liegen der Unternehmen und damit auch der Menschen in 
diesem Land.
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Fabian Gramling MdB

Die Zukunft beginnt jetzt

Nach drei Bundestagswahlen ohne brei-
ter Wahlaufarbeitung und Diskussion 
brauchen wir als CDU einen harten 
inhaltlichen Diskurs. Ich appelliere 
daran, dass wir unabhängig der Sondie-
rungs- und Koalitionsgespräche die Auf-
arbeitung zügig beginnen und auch nach 
einem klaren Zeitplan abschließen. Ein 
solcher abgeschlossener und zeitlich be-
grenzter Prozess ist notwendig - nicht, 
weil mir der Diskurs unwichtig ist, son-
dern weil erstens eine Partei keine Zu-
stimmung gewinnt, wenn sie sich streitet 
und zweitens die Welt sich zwischenzeit-
lich weiterdrehen wird und andere Par-
teien von der Zerrissenheit der Union auf 
Zeit nur profitieren werden. Wir müssen 
aufpassen, dass wir während des wichti-
gen Blicks in den Rückspiegel nicht die 
Hindernisse und Herausforderungen vor 
uns auf der Straße übersehen.
Wir müssen uns ehrlich machen. Am 
Ende hat es zum Wahlsieg nicht gereicht, 
weil wir keine Geschlossenheit demons-
triert haben. Das hat unterschiedlichste 
Gründe. Manche waren von den Inhalten 
nicht überzeugt, manche vom Spitzen-
personal, und wiederum andere haben 
sich von Umfragewerten leiten lassen. 
Wahr ist aber auch: Wir haben mit einem 
Schlussspurt im Wahlkampf Wählerinnen 
und Wähler von der CDU überzeugen 
können und damit stärker abgeschnitten 
als von Meinungsforschungsinstituten vor-
hergesagt. Darauf müssen wir aufbauen.
Im Wahlkampf habe ich viele Gespräche 
vor Ort geführt. Mit meinem Dialog-Pa-
villon war ich in Fußgängerzonen und 
auf Marktplätzen unterwegs. Mein Fazit: 
unsere Werte, unsere Haltung und unser 
Verständnis von Politik sind absolut 
mehrheitsfähig. Wir müssen uns per se 
nicht neu erfinden, aber wir müssen zwei 
grundlegende Dinge verbessern. 
Inhalte auf Augenhöhe und mit Visionen. 
Wir müssen den Bürgerinnen und Bür-
gern verständlich vermitteln, wo wir hin-
wollen: Wir dürfen nicht mehr erklären, 
warum Dinge so sind, wie sie sind und 
uns nicht auf gutes Regieren in der Ver-
gangenheit ausruhen. Wir müssen den 

Menschen erklären, was unsere Grund-
sätze und Vorstellungen für ein gutes 
und erfülltes Leben in der Zukunft sind. 
Dazu gehört, warum die Schaffung von 
Wohnraum eine soziale Frage ist, wie wir 
Rente und Pflege zukunftsfest machen 
möchten, warum die Schuldenbremse 
eine Frage der Generationengerechtig-
keit ist, und weshalb wir eine große 
Steuerreform zur Entlastung der breiten 
Mittelschicht benötigen. Auch auf die 
Frage, wie wir mit unseren europäischen 
Nachbarn und Freunden gemeinsam die 
Zukunft Europas gestalten möchten, 
muss eine Vision entwickelt werden – 
und zwar nicht mit altbekannten Phra-
sen, sondern mit konkreten und realisti-
schen Vorhaben. Wir müssen in Zukunft 
wieder Emotionen bei unseren Wähle-
rinnen und Wählern auslösen. Weniger 
Frust und Ärger, dafür aber das Gefühl 
von Sicherheit und Verantwortung bei 
großen Herausforderungen, von einer 
Politik nah an Menschen, von einer Par-
tei, die es versteht, sich gleichzeitig um 
den Landwirt, um den Unternehmer 
und um die alleinerziehende Mutter in 
der Großstadt zu kümmern. Durch ein 
inhaltlich ansprechendes Programm und 

eine neue Geschlossenheit können diese 
Emotionen wieder erzeugt werden.
Wichtig ist eine verständliche Kommu-
nikation, die beim Empfänger ankommt: 
Wie kommunizieren wir, und wie schaffen 
wir es, wahrgenommen zu werden? In der 
Breite müssen wir online präsenter wer-
den. Vor Ort müssen wir wieder stärker in 
den vorpolitischen Raum – zu den Men-
schen. Die Struktur von vielen Unter-
nehmen hat sich in den letzten Jahr-
zehnten verändert. Flachere Hierarchien, 
schlankere Strukturen – um schlagkräftig 
zu bleiben, müssen wir auch einen Blick 
auf die Ressourcen werfen. 
Wahlen gewinnt man in der Mitte. Nicht 
mit einem Linksrutsch und auch nicht mit 
einem Rechtsrutsch. Wir brauchen CDU-
PUR-Politik. Nur dann bleiben wir die 
starke Kraft der bürgerlichen Mitte. 
Neben Inhalten und der richtigen Kom-
munikation braucht es vor allem den Ein-
satz von jedem Einzelnen von uns: Denn 
gestärkt kommen wir nur in die Zukunft, 
wenn wir geschlossen sind.  

Fabian Gramling MdB,

fabian.gramling@bundestag.de,

www.fabian-gramling.de

Fabian Gramling, Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis Neckar-Zaber und Beisitzer im MIT-Landesvorstand
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Wer nicht hören will,  
muss fühlen 

Die Wahl ist vorbei, und nun kommt der 
Katzenjammer, der nicht sein müsste, 
hätte man auf die Wählerinnen und Wäh-
ler gehört.

Es war auch die Kritik nicht gerne gehört, 
denn es hieß, jetzt ist es so entschieden, 
und mit dem muss man leben.

Es kommt aber nicht darauf an, ob die 
CDUler/-innen mit dem leben möchten 
oder können, sondern das Wahlvolk, das 
so gewählt hat, wie es vorauszusehen war 
bei der Aufstellung der CDU. 

Ich kann von mir ausgehend sagen, es 
fühlte sich schrecklich an, das Wahlergeb-
nis - vor allem, weil nicht auf die Voraus-
schau reagiert wurde und man sich nicht 
getraut hat, die Spitze auszutauschen. 

Die CDU hat absolute Spitzenpolitiker in 
ihrer Riege, mit denen man jede Wahl ge-
wonnen hätte. Es kann keiner verstehen, 
weshalb sie nicht nach vorne gegangen 
sind. Wir CDUler/-innen wissen das und 
kennen sie, aber eben nicht das wählende 
Volk, auf das es ankommt.

Was kommt danach Großes? Wem laufen 
wir jetzt hinterher?

Jetzt wird es wieder monatelange Son-
dierungen geben, vor allem mit einem 
noch mehr aufgeblähten Bundestag, was 
kein Steuerzahler mehr anschauen mag, 
nachvollziehen schon gar nicht. Denn es 
geht um dessen Geld, um das schon wie-
der gerungen wird. Schon wieder wird 
das Geld verteilt, welches man nicht hat 
und die Schuldenberge weiter angehäuft. 
Zahlen muss der kleine Mann oder die 
kleine Frau, die mit ihren Abgaben nicht 
mehr hinterherkommen, solange, bis es 
sich nicht mehr lohnt, morgens aufzu-
stehen und zur Arbeit zu gehen - oder 
sogar nach der Devise: Geh‘ raus aus dem 
Land und komm‘ mit falschem Pass wie-
der rein.

Und die, welche man als Reiche be-
zeichnet, müssen so geschröpft wer-
den, dass sie das Weite suchen, denn 
die haben es nicht nötig, in Deutschland 
ihren Firmensitz anzumelden. In ande-
ren Ländern werden sie liebend gerne 
aufgenommen.

Leider sind wir eine Gesellschaft, die sich 
in Neid und Missgunst übertrifft - und es 
wird von der Politik noch geschürt.

In diesem Zusammenhang sollte man 
wirklich zuerst an den Beamtenstaat 
denken und jetzt noch an die vielen Ab-
geordneten, welche alle vom Steuer-
zahler leben, auch von den Reichen, die 
viele Institutionen und Vereine in unse-
rem Land mit Sponsoring unterstützen. 

Margarete Reiser

Margarete Reiser, Beisitzerin im MIT-Bundes- und 
Landesvorstand sowie Kreisvorsitzende der MIT 
Sigmaringen

    Automatisierung/Handling       Holzbearbeitungsmaschinen          Werkzeugmaschinenbau                        Automotive
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Philipp Dörflinger hat zusammen mit 
Kommilitonen 2018 während des Stu-
diums die Agentur campaigners Net-
work gegründet. Die GmbH berät mittel-
ständische Betriebe, NGOs, Politik, 
Verwaltung und Kommunen bei Kam-
pagnen und Marketingmaßnahmen, hat 
sich zwischenzeitlich einen festen Mit-
arbeiterstamm aufbauen können und 
greift auf ein Netzwerk von Medien-
Spezialisten zurück, um diskret und 
professionell Kampagnen zu entwickeln 
und strategisch zu beraten. Einen Fokus 
legt der Pforzheimer Start-up-Gründer 
nach wie vor auf erfolgreiche politische 
Wahlkampf-Kampagnen wie z. B. die 
des Stuttgarter Oberbürgermeisters 
Dr. Frank Nopper. Als Dozent an der 
Hochschule Pforzheim gibt Philipp Dör-
flinger sein Know-how gerade im Be-
reich digitaler Geschäftsmodelle an die 
nächste Generation weiter und enga-
giert sich als Stadtrat in Pforzheim für 
seine Heimat.

Philipp Dörflinger,

info@campaignersnetwork.de,

www.campaignersnetwork.de 

Philipp Dörflinger
Geschäftsführer und Dozent
MIT Enzkreis-Pforzheim

„… der kreative Mittelstand, junge Unter-
nehmer und Start-ups in der Politik endlich 
eine Stimme brauchen!“

Karin Weidenheimer studierte an der 
Hochschule für öffentliche Verwaltung 
in Kehl. Nach über 25 Jahren als Ver-
waltungsbeamtin bei der Stadt Mann-
heim wechselte sie an das Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus.
Seit Langem engagiert sie sich für den 
Mittelstand und ist gern gesehener 
Gast beim Verband deutscher Unter-
nehmerinnen. Sie sieht sich als Ver-
bindungsglied zwischen Unternehmern, 
Verwaltung und Politik und bringt diese 
zusammen.
Aufmerksam verfolgt sie den Einfluss der 
EU auf die Wirtschaft. Die EU muss sinn-
volle Rahmen setzen, die Entwicklungen 
ermöglichen und nicht verhindern.
Mit dem Wechsel ans Wirtschafts-
ministerium trat sie der MIT bei, bei der 
sie jetzt Pressereferentin ist.
In der CDU engagiert sie sich auf 
kommunaler Ebene in verschiedenen 
Funktionen und auf Landesebene 
im LFA Europa als stellvertretende 
Vorsitzende. 

Karin Weidenheimer,

karin.weidenheimer@web.de

Die eigene Leidenschaft zum Beruf zu ma-
chen, war immer der Traum von Alaattin 
Yilmaz (42). Seine Erfahrungen  erlangte 
er während  seiner 12-jährigen  Arbeit 
im Naturstein-Großhandel. 2018 wagte 
er erfolgreich den Sprung in die Selbst-
ständigkeit mit seinem Unternehmen 
Alfa Garten- und Landschaftsbau. Indivi-
duelle Garten- und Terrassengestaltung 
mit Pflasterarbeiten und Rollrasenver-
legung, Setzen von Mauersteinen und 
Zaunanlagen sowie Baggerarbeiten 
übernimmt Yilmaz für seine Kunden und 
sorgt dafür, den Garten zu einem Ort 
der Kreativität und Gemütlichkeit zu 
machen. Seine Tätigkeit als Garten- und 
Landschaftsbauer führt ihn durch die 
Gärten und Regionen des Landkreises 
Ludwigsburg.
Durch die Mitgliedschaft in der MIT sieht 
er vielversprechende Möglichkeiten für 
seine Zukunftspläne. Seine Freizeit ver-
bringt Yilmaz am liebsten mit seiner 
Familie.

Alaattin Yilmaz,

info@alfa-galabau.de,

www.alfa-galabau.de

Alaattin Yilmaz
Unternehmer
MIT Ludwigsburg

Karin Weidenheimer 
Dipl.-Verwaltungswirtin (FH)
MIT Heidelberg

„… sie eine hervorragende Grundlage für 
weitere Kontakte und den damit ver-
bundenen Ideen- und Erfahrungsaus-
tausch bietet.“

„… der Mittelstand das Rückgrat unserer  
Wirtschaft ist und mein Herz für ihn 
schlägt.“
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Tobias Vogt MdL

Tesla zeigt, wie 
Deutschland schneller 
werden kann

Ein gewonnener Bürgerentscheid war der erste Meilen-
stein für das neue Porsche-Werk in Schwieberdingen (Kreis 
Ludwigsburg), in dem zukünftig 700 Mitarbeiter Kompo-
nenten für den batterieelektrischen Taycan fertigen sollen. 
Dieser Entscheid fand Mitte 2019 statt. Vom neuen Werk 
allerdings ist noch nichts zu sehen, die Fläche ist unberührt. 
Bis Ende dieses Jahres hofft man, die restlichen Grundstücke 
erworben zu haben. Wann die ersten Teile gefertigt werden, 
weiß niemand. 

Anders in Brandenburg: Etwa zeitgleich, Ende 2019, gab 
der Elektroautopionier Tesla die Entscheidung bekannt, in 
Grünheide eine Gigafactory mit 12.000 Arbeitskräften zu 
errichten. Neben Shanghai soll Grünheide die zweite inter-
nationale Produktionsstätte werden und den gesamten 
europäischen Markt versorgen. Das Besondere: Tesla baut 

mit zahlreichen vorläufigen Teilgenehmigungen, eine ab-
schließende Genehmigung steht noch aus. Die Eröffnung 
des Werks fand vor 3 Wochen statt, Produktionsbeginn 
könnte Ende dieses Jahres sein. Das Unternehmen geht ein 
extremes Risiko ein. Notgedrungen. 

Allein gegen den nachgeschobenen Bauantrag für die 
Batteriezellenproduktion hagelte es weitere 800 Ein-
sprüche. Bereits davor hatte Tesla immer wieder Baupläne 
angepasst, weil Umweltverbände Bedenken und Einwände 
vorgetragen hatten. Aus diesem Grund musste das amtliche 
Genehmigungsverfahren immer wieder neu und von vorne 
gestartet werden. 

Porsche und Tesla. Erste Erkenntnis: Grünheide ist nicht 
Schwieberdingen. Aber zweitens steckt hinter beiden Bei-
spielen dasselbe Problem: Deutschland ist zu langsam. Nicht 
nur die Störfeuer von außen, auch die bürokratischen Abläufe 
verursachen quälend lange Planungs- und Genehmigungs-
zeiten. Tesla war das irgendwann zu viel. Tesla tat etwas, was 
bisher kein Unternehmen getan hat, es veröffentlichte eine 
bemerkenswert offene Problemdarstellung mit ebenso be-
merkenswerten Reformvorschlägen zur Beschleunigung von 
Genehmigungsverfahren. 

Je komplexer das Vorhaben, desto mehr Behörden seien 
beteiligt, führt Tesla aus. Dabei sei allerdings nicht die An-
zahl der Behörden das eigentliche Problem, sondern dass 
„das gesamte Verfahren oft so langsam wie die langsamste 
Behörde“ sei. Zur Verfahrensbeschleunigung sollte ein 
„Projektmanager“ mit rechtlich definierten Befugnissen ent-
scheiden können, „welcher Input von welcher Behörde für 
die Genehmigung (...) innerhalb welcher verbindlichen Fris-
ten beizubringen“ sei. 

Tobias Vogt MdL, mittelstandspolitischer Sprecher der CDU-Fraktion und 
stellvertretender Landesvorsitzender der MIT Baden-Württemberg

WIR sind SONNTAG.
stark. | auch im Gesellschaftsrecht.

 > Wirtschaftsprüfung.
 > Steuerberatung.
 > Rechtsberatung. 

 > Family Office.
 > digitale Steuerberatung.
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 > IT Consulting.

ganz in Ihrer Nähe
Schillerstraße 1/1, Ulm
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Architektur in Perfektion. Für Menschen, die hohe Ansprüche
hegen. Und wissen, dass sich ein großer Entwurf im kleinsten
Detail beweist.

... wie mein Leben. Frei.

Ich will mein Haus gestalten ...

weberhaus.de
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Eine zweite Möglichkeit zur Verbesserung der Ge-
nehmigungsprozesse bestehe darin, Änderungsanträge zu 
erleichtern. Man könne keinen Antrag auf Änderung der 
Anlage stellen, bevor die endgültige Genehmigung erteilt 
worden sei, es sei denn, man nehme dadurch erhebliche Ver-
zögerungen in Kauf, erläutert Tesla. Selbst Änderungen „zum 
Besseren“ führten zu „Lähmungen, Unsicherheiten und Ver-
zögerungen“. Die Folge: Projektträger würden umweltver-
bessernde Änderungen erst gar nicht beantragen. 

„Auch Jahrzehnte nach dem Eintritt in das digitale Zeit-
alter erfolgt der Großteil des Dokumentenaustauschs 
zwischen Antragsteller und Behörden noch immer in 
Papierform“, kritisiert Tesla die dadurch verursachte Ver-
schwendung von Zeit und Ressourcen. Außerdem habe 
das Unternehmen in Grünheide einen langen „Trial-and-
Error“-Prozess durchlaufen müssen, um eine vollständige 
Liste aller einzureichenden Unterlagen und Dokumenta-
tionen zu erlangen. 

Einen weiteren Fokus legt der US-amerikanische Auto-
bauer auf die Öffentlichkeitsbeteiligung in Deutschland. So 
wichtig der Dialog zwischen Behörden, Öffentlichkeit und 

Projektträger für die Qualität und Akzeptanzschaffung sei, 
so habe man auch feststellen müssen, dass die aktuellen 
Bestimmungen „zum Missbrauch einladen“. Auf Verlangen 
müsste zum Beispiel von Anhörungen ein schriftliches 
Wort-für-Wort-Protokoll verfasst werden, das in Grünheide 
fast 1.250 Seiten umfasst und dessen Erstellung Monate 
gedauert habe. Statt auf die wörtliche Wiedergabe der An-
hörung warten zu müssen, sollten die beteiligten Behörden 
bereits weiterarbeiten können, sobald ihnen die Zusammen-
fassung der Entscheidung vorliegt. 

„Mit dem bestehenden Genehmigungsverfahren kann 
Deutschland die Klimaziele praktisch unmöglich erreichen“, 
resümiert Tesla. Dem ist nur hinzuzufügen, dass unsere 
derzeitigen Genehmigungsverfahren nicht nur die Energie-
wende, sondern auch beispielsweise den Transformations-
prozess der Wirtschaft sowie die dringend anstehende 
Digitalisierung unserer Gesellschaft erheblich behindern. 
Handlungsbedarf gibt es also auf allen Ebenen. 

Tobias Vogt MdL,

tobias.vogt@cdu.landtag-bw.de, 

www.tobias-vogt.de
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Sarah Schweizer MdL

KI made in BW - Baden-Württemberg 
auf dem Weg zur KI-Leitregion

Baden-Württemberg ist wie kaum ein 
anderes Bundesland und kaum eine an-
dere Region in Europa von der Trans-
formation in der Automobilwirtschaft 
und im Maschinenbau betroffen. Beide 
Branchen, die unser Land seit Jahr-
zehnten stark und erfolgreich gemacht 
haben, stehen vor einem fundamenta-
len Umbruch. Eine aktuelle Studie der 
Boston Consulting Group zeigt, dass 23 
Regionen in Deutschland in besonderer 
Weise am Verbrenner hängen und daher 
in Zukunft darauf angewiesen sind, sich 
neu zu erfinden. Fünf davon befinden 
sich allein in Baden-Württemberg: Heil-
bronn, Pforzheim, die Ostalb, Gaggenau 
und auch die Region um Göppingen, Ess-
lingen und Reutlingen.

Künstliche Intelligenz:  
Zentrale Schlüsseltechnologie
Unsere Unternehmen müssen deshalb 
konsequent auf Innovations- und Zukunfts-
technologien setzen. Und wenn nicht bei uns – im Land der Tüft-
ler und Denker – wo sonst soll dies gelingen? Als Innovationsland 
Nummer eins müssen wir daher zum Vorreiter und Gestalter zen-
traler Zukunftstechnologien werden. Das gilt in besonderem Maße 
für künstliche Intelligenz (KI), also die Fähigkeit eines IT-Systems, 
intelligente Verhaltensweisen zu zeigen und aus dem eigenen 
Handeln zu lernen. Was klingt wie Science-Fiction, ist schon lange 
gelebte und praktizierte Realität. Denn KI ist nahezu unbemerkt 
schon zur Gegenwartstechnologie geworden. Und entgegen der 
Vermutung, dass nur Großkonzerne bereits im Bereich KI aktiv 
sind, nutzen und produzieren bereits viele mittelständische Unter-
nehmen verschiedenste KI-Anwendungen. Über Roboterarme in 
der Produktion, die selbstständig Produktionsbahnen berechnen 
oder Algorithmen, die gigantische Datenmengen im Bereich auto-
nomes Fahren oder bei Smart-Home-Anwendungen analysieren bis 
hin zu intelligenten Diagnosesystemen in der Medizin.

Die CDU-Landtagsfraktion hat sich in der jüngsten Fraktions-
klausur intensiv mit dem Thema KI beschäftigt und einen 10-Punk-
te-Plan „KI made in BW“ vorgelegt, in dem wir unsere Roadmap 
zur Etablierung unseres Landes als KI-Leitregion skizzieren.

Beste Voraussetzungen für KI in Baden-Württemberg
Baden-Württemberg verfügt mit einer Reihe exzellenter Uni-
versitäten und Forschungseinrichtungen sowie mit einem inno-

vativen und starken Mittelstand über beste Voraussetzungen 
für die Entwicklung, Anwendung und Kommerzialisierung von 
KI. Diese solide Basis wird durch zahlreiche Initiativen, Maß-
nahmen und Projekte des Landes, insbesondere des CDU-ge-
führten Wirtschaftsministeriums, ergänzt und gestärkt. Mit 
dem  Cyber-Valley  haben wir ein europaweit einzigartiges und 
renommiertes KI-Forschungszentrum im Land, der Digital Hub 
in Karlsruhe treibt die KI-Entwicklung in zentralen Anwendungs-
feldern und mit besonderer Nähe zur Spitzenforschung voran, 
und nicht zuletzt wird der Innovationspark KI in Heilbronn zu 
einer noch engeren Vernetzung zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft beitragen. Hinzu treten zahlreiche weitere Maß-
nahmen wie Innovationswettbewerbe, Beratungsangebote und 
Förderprogramme.

Baden-Württemberg zur KI-Leitregion machen
Auf diesen guten Ausgangsbedingungen müssen wir weiter 
aufbauen, um KI als Schlüsseltechnologie auch in Zukunft ent-
scheidend mitentwickeln und –prägen zu können. Mit einem 
breiten Ansatz – der Leuchtturmprojekte und eine breite KI-An-
wendung in der Fläche gleichermaßen berücksichtigt – wollen 
wir als CDU dafür Sorge tragen, dass die gesamte Wertschöpfung 
sowie die mit der KI-Technologie verbundenen Arbeitsplätze bei 
uns im Land bleiben. Das Ziel: die Schaffung eines einzigartigen 
KI-Ökosystems in Baden-Württemberg.

Die Co-Vorsitzenden des Beirats für Innovation und Digitalisierung der CDU-Landtagsfraktion, Sarah Schwei-
zer MdL und Ansgar Mayr MdL, präsentierten den neuen Zehn-Punkte-Plan für künstliche Intelligenz.
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Zuvorderst kommt es hierbei auf eine enge Vernetzung ver-
schiedener Akteure aus Wissenschaft, Wirtschaft und Gesell-
schaft an. Das Cyber-Valley und der Innovationspark KI bilden 
dafür eine solide Basis. Darüber hinaus müssen wir auch be-
stehende Netzwerke weiter etablieren und zeitgleich neue 
Dialogformate schaffen. Von dieser engeren Vernetzung muss 
die Wirtschaft in gleichem Maße wie die Wissenschaft profi-
tieren. Denn der Wissens- und Technologietransfer soll keine 
Einbahnstraße von der Wissenschaft in die Wirtschaft sein. 
Vielmehr müssen sich beide Seiten über alle Stadien – von der 
Forschung bis zur Kommerzialisierung – hinweg gegenseitig er-
gänzen. Deshalb kommt es darauf an, neue Brücken zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft zu schlagen und bestehende wei-
ter zu festigen.

Weil Forschung und Entwicklung aber nicht nur in Universitäten 
und Forschungseinrichtungen, sondern auch praktisch in 
der Wirtschaft stattfindet, müssen wir auch unsere Unter-
nehmen bei der anwendungsorientierten Entwicklung von KI-
Technologien unterstützen. Deshalb ist es auch erforderlich 
und wichtig, dass wir KI stärker in die Fläche bringen. Die be-
währte und erfolgreiche Kombination aus regionalen Digital 
Hubs, themenbezogenen de:hubs,  KI-Labs  und weiteren Bera-
tungs- und Förderangeboten gilt es hierzu weiter fortzusetzen 
und dabei vermehrt auch kleine und mittlere Unternehmen zu 
berücksichtigen.

Um in der anwendungsbezogenen Entwicklung erfolgreich 
und innovativ voranzugehen, brauchen unsere Unternehmen 
im Land vor allem mehr Raum zum Experimentieren. Um die-
sen Raum vor allem für die vielen kleinen und mittleren Unter-

nehmen zu schaffen, setzen wir auf eine Beschleunigung und 
Vereinfachung von Innovationsförderprogrammen und auf eine 
weitere Entlastung der Wirtschaft von unnötiger Bürokratie.

Bei der Entwicklung, Anwendung und Kommerzialisierung von 
KI kann unsere Wirtschaft und unsere Forschung nur erfolg-
reich sein, wenn wir ihnen eine bestmögliche Infrastruktur und 
kritische Ressourcen zur Verfügung stellen. Im Bereich Infra-
struktur müssen wir dafür Sorge tragen, dass der Breitbandaus-
bau in der Fläche konsequent vorangetrieben und der Aufbau 
von Kapazitäten für die Entwicklung und Fertigung von Mikro-
elektronik stärker in den Blick genommen wird. Daneben wird 
es im Bereich der Ressourcen auch in Zukunft auf die wichtigste 
Ressource ankommen, die uns in Baden-Württemberg seit jeher 
erfolgreich macht: die besten Köpfe – in Form gut ausgebildeter 
Fachkräfte und eines starken wissenschaftlichen Nachwuchses.

Schließlich brauchen wir nicht nur eine intersektorale, son-
dern vor allem auch eine interföderale und internationale Ver-
netzung. Damit Deutschland und Europa nicht hinter China und 
den USA zurücksteht, müssen wir uns mit der Bundesregierung 
und mit unseren internationalen Partnern für ein europäisches 
KI-Ökosystem einsetzen, in dem Baden-Württemberg eine zen-
trale Position einnimmt.

Für unseren künftigen Wohlstand ist es essenziell, dass wir beim 
Thema KI vom Hidden Champion zum Global Player werden und 
künftige Entwicklungen aktiv mitgestalten. Mein persönliches 
Ziel: KI muss ebenso wie die Automobilindustrie oder unser 
Mittelstand zum Markenkern unseres Landes werden.

„KI made in BW“ – Positionspapier der 
CDU-Landtagsfraktion
Der 10-Punkte-Plan wurde auf der Fraktionsklausur der CDU-
Landtagsfraktion einstimmig beschlossen und steht auf der 
Fraktionshomepage als Download zur Verfügung: 2021_09_15_
CDU-Fraktion_Zehn-Punkte-Plan_Künstliche_Intelligenz.pdf 
(cdufraktion-bw.de).

Sarah Schweizer MdL,

sarah.schweizer@cdu.landtag-bw.de, 

www.sarahschweizer.de
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Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL 

Starkes  
Wirtschafts-
wachstum 
für 2021 
prognostiziert

Um eine fundierte Aussage über die wei-
tere wirtschaftliche Entwicklung in 2021 
gezielt für Baden-Württemberg zu er-
halten, hat das Wirtschaftsministerium 
die Entwicklung eines neuen Modells 
am Institut für Angewandte Wirtschafts-
forschung (IAW) gefördert. Auf Basis des 
Modells hat das IAW eine Konjunktur-
prognose für das laufende Jahr erstellt. 
Die Ergebnisse liegen nun vor.
„Unsere  Wirtschaft  kommt stark und 
im Bundesvergleich überdurchschnitt-
lich gut aus der Krise. Für das Gesamt-
jahr 2021 erwarten wir im Land ein 
starkes Wachstum des  Bruttoinlands-
produkts von 3,5 bis 4 %“, betonte Wirt-
schaftsministerin  Dr. Nicole Hoffmeis-
ter-Kraut  am 29. September anlässlich 
der Veröffentlichung der neuen Zahlen. 
Der Bundeswert beträgt aktuell – je nach 
Prognose – zwischen 2,1 und 2,5 %. „Das 
zeigt, dass die staatlichen Maßnahmen 
zur Pandemiebekämpfung zusammen 
mit den vielfältigen Programmen zur 
Liquiditätssicherung unserer Unter-
nehmen und dem Instrument der Kurz-
arbeit eine langanhaltende Rezession 
verhindert haben. Dennoch ist der Auf-
schwung keineswegs ein Selbstläufer. 
Die aktuelle Abschwächung zum Jahres-
ende zeigt, dass es weiterhin politischen 
Rückenwind auf allen Ebenen braucht“, 
so Hoffmeister-Kraut.

Aufschwung notwendig für digitale 
und ökologische Transformation
Angesichts der aktuellen Konjunkturrisiken 
komme es nun darauf an, dass der Auf-
schwung verstetigt werde und auch an Tiefe 
gewinne. Für einen selbsttragenden Auf-
schwung müssten auch die Unternehmens-

investitionen eine neue Dynamik entfalten. 
Das sei auch Grundlage dafür, dass die 
digitale und ökologische Transformation 
gelingt, führte die Ministerin weiter aus. 
„Dazu braucht unsere Wirtschaft ebenso 
verlässliche wie wachstumsfreundliche 
Rahmenbedingungen. Es ist daher wich-
tig, dass Investitionen in die  Digitalisie-
rung  und den  Klimaschutz  mit höheren 
Abschreibungen steuermindernd geltend 
gemacht werden können. Ich werde mich 
außerdem bei der neuen Bundesregierung 
dafür einsetzen, dass der steuerliche Ver-
lustvortrag erhöht und flexibilisiert wird“, 
sagte die Ministerin.
Nachdem die Wirtschaftsleistung im zwei-
ten Quartal des Jahres 2020 so stark ein-
gebrochen war wie in keiner Rezessions-
phase zuvor, stehen die Zeichen seitdem 
auf Erholung. Zwar wurde durch den er-
neuten Lockdown der Aufschwung zum 
Jahreswechsel 2020/21 vorübergehend 
gebremst. Doch schon im zweiten Quartal 
2021 konnte die Konjunktur dank der Erfol-
ge bei der Pandemiebekämpfung im In- und 
Ausland wieder deutlich Fahrt aufnehmen. 
Die Prognose der weiteren wirtschaftlichen 
Entwicklung in Baden-Württemberg, die 
das IAW mit seinem neuen Modell vor-
genommen hat, zeigt nun an, dass sich 
das Wachstum auch im dritten Quartal un-
gebrochen fortsetzte. Allerdings ist im vier-
ten Quartal im Zuge anhaltender Liefereng-
pässe vor allem im Verarbeitenden Gewerbe 
mit einer signifikanten Abschwächung zu 
rechnen. Insgesamt wird die Wirtschafts-
leistung ihr Vorkrisenniveau erst im nächs-
ten Jahr erreichen können.

Stärkeres Wirtschaftswachstum 2021 
als im Bund
Über das Gesamtjahr 2021 dürfte das 
Wirtschaftswachstum im Land deut-
lich dynamischer verlaufen als im 
Bund. Diese Entwicklung zeichnete 
sich schon im ersten Halbjahr ab: Wäh-
rend die deutsche Wirtschaftsleistung 
insgesamt zu Jahresbeginn noch einen 
Rückgang hinnehmen musste, bewegte 
sich die baden-württembergische etwa 
auf dem Niveau des Vorquartals. Das 
Land profitierte dank seiner Wirt-
schaftsstruktur insbesondere von der 
starken Konjunktur in den USA und 
in China, die die Nachfrage nach ba-
den-württembergischen  Exportgütern, 
insbesondere Investitionsgütern, an-
ziehen ließ. Mit zunehmenden Locke-
rungen hat dann im Jahresverlauf auch 
der Konsum spürbar zur wirtschaft-
lichen Erholung beigetragen.
Der für das vierte Quartal 2021 vom IAW 
prognostizierte Rückgang ist bedingt 
durch die Engpässe und Preissteigerungen 
bei wichtigen Vorleistungsgütern und 
Rohstoffen, bei mikroelektronischen 
Bauteilen und auch bei Baustoffen. Wäh-
rend dies die konjunkturelle Erholung 
angebotsseitig dämpft, wird durch eine 
zwischenzeitlich angestiegene Inflation 
auch die Nachfrage der privaten Haus-
halte belastet. Hinzu kommt, dass sich 
die Exporterwartungen zuletzt wieder 
etwas abgeschwächt haben.

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut, 

pressestelle@wm.bwl.de, 

www.wm.baden-wuerttemberg.de
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Arbeitsmarkt kommt stabil  
und gut aus der Sommerpause

Der Erholungsprozess auf dem Arbeits-
markt setzt sich weiter fort. Der starke 
Rückgang der Arbeitslosigkeit ist über-
wiegend auf saisonale Effekte zurückzu-
führen. Insbesondere unter den Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen unter 25 
Jahren ist der Rückgang deutlich sichtbar. 
Grund dafür ist, dass viele junge Men-
schen eine Ausbildung begonnen haben. 
Und für Kurzentschlossene gilt: sie kön-
nen sich jetzt noch für eine Ausbildung 
bewerben. Es gibt noch offene Aus-
bildungsstellen für den Beginn in diesem 
Herbst.

Im September 2021 waren in Baden-Würt-
temberg 233.832 Menschen arbeitslos 
gemeldet, 13.376 weniger als im August 
2021. Die Arbeitslosenquote sank um 0,2 
Prozentpunkte auf 3,7 %. Im September 
2020 hatte sie noch bei 4,6 % gelegen. 
Aktuell sind 55.458 Menschen weniger 
arbeitslos gemeldet als im September 
2020. Das entspricht einem Rückgang 
von fast 20 %. Die Arbeitslosenquote bei 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
ist gegenüber dem Vormonat um 0,6 Pro-
zentpunkte auf 2,9 % gesunken. 
Der starke Rückgang der Arbeitslosen-
zahlen von August auf September 
ist saisonüblich und vor allem darauf 
zurückzuführen, dass viele Arbeits- und 
Ausbildungsverhältnisse im September 
beginnen. 

Positive Entwicklung bei 
Jugendarbeitslosigkeit
Die Arbeitslosigkeit bei den Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen unter 25 Jah-
ren hat gegenüber dem Vormonat ab-
genommen. Die Jugendarbeitslosigkeit 
sank im Vergleich zum Vormonat um 0,6 
Prozentpunkte auf 2,9 %. Es waren 4.065 
(16,8 %) weniger junge Menschen unter 
25 Jahren ohne Arbeit als im Vormonat. 
Vor einem Jahr im September hatte die 
Jugendarbeitslosigkeit bei 4,6 % gelegen.
Christian Rauch, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der Regionaldirektion 
Baden-Württemberg der Bundesagentur 
für Arbeit, erläutert: „Mich freut ins-
besondere die gute Entwicklung am 
Arbeitsmarkt für junge Menschen. Wir 
bewegen uns mit 2,9 % bei der Jugend-
arbeitslosenquote in Richtung Vorkrisen-
niveau. Sie sind wichtige Arbeits- und 
Fachkräfte für den Wirtschaftsstandort 
Baden-Württemberg.“

Einstieg in das aktuelle Ausbildungs-
jahr auch jetzt noch möglich
„Eine qualifizierte Ausbildung ist die 
beste Basis für ein erfolgreiches Berufs-
leben! Es gibt weiterhin viele Betriebe, 
die noch für dieses Jahr Auszubildende 
suchen. Auch ein Ausbildungsbeginn 
nach dem 1. September ist noch mög-
lich, also auch noch im Oktober oder 
November. Ich möchte Jugendliche, die 

bis jetzt noch keinen Ausbildungsplatz 
gefunden haben, ermutigen, sich noch 
für einen Ausbildungsbeginn in diesem 
Jahr zu bewerben. Für alle, die dabei noch 
Unterstützung brauchen: Die Berufs-
beraterinnen und Berufsberater der 
Arbeitsagenturen sind für alle Fragen 
da“, betont Christian Rauch.

Trotz positiver Entwicklungen dürfen 
Langzeitarbeitslose und arbeitslose 
Schwerbehinderte nicht in Vergessen-
heit geraten
Die Zahl der Langzeitarbeitslosen in den 
Agenturen für Arbeit und den Jobcentern 
ist zwar weiterhin rückläufig (minus 2,2 
beziehungsweise 1,2 %). Dennoch liegt 
der Bestand der Langzeitarbeitslosen in 
Baden-Württemberg immer noch weit 
über dem des Vorjahres: 82.523 Men-
schen waren im September 2021 seit 
mindestens einem Jahr arbeitslos. Das 
waren 15.187 und damit 22,6 % mehr als 
im September 2020.
Im September waren 15.976 schwer-
behinderte Menschen arbeitslos, das 
waren fast 1.000 Menschen (5,8 %) weni-
ger als vor genau einem Jahr. 

Entwicklung der Kurzarbeit in 
Baden-Württemberg
Die Zahl neuer Anzeigen zur Kurzarbeit 
ist seit Jahresbeginn weiter gesunken. 
Auch die Zahl der in Anzeigen genannten 

Anspruchsvolle Edelstahlrohre und Komponenten – 
aus Achern in alle Welt
Rohre für Abgasanlagen, Trinkwasserinstallation oder Haushaltsgeräte – 
sie alle haben eines gemeinsam: Die fischer group aus Achern produziert 
sie weltweit. Vom gewalzten Blech bis zum komplex geformten Bauteil. 
In höchster Qualität und bester Verarbeitung. Einfach glänzend.

Im Gewerbegebiet 7
77855 Achern-Fautenbach
Germany

Tel. +49 7841 6803-0
sales@fischer-group.com
www.fischer-group.com
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Beschäftigten ist im Vergleich zum Vor-
monat rückläufig, aber noch über dem 
Niveau der Vor-Corona-Zeit. Vor allem 
größere Industriebetriebe sind aktuell 
von Lieferengpässen betroffen. Im Sep-
tember zeigten in Baden-Württemberg 
344 Betriebe für 10.287 Beschäftigte 
Kurzarbeit an. Das ist deutlich weniger 
als zu Jahresbeginn. 

Die tatsächlich realisierte Kurzarbeit 
kann aufgrund der statistischen Er-
fassungslogik bis März 2021 ausgewiesen 
werden, alle Zahlen zu späteren Mona-
ten in diesem Jahr sind vorläufige Werte 
beziehungsweise Hochrechnungen. Im 
Juni 2021 haben demnach in Baden-
Württemberg hochgerechnet 228.795 
Beschäftigte konjunkturell bedingt kurz-

gearbeitet. Die Kurzarbeiterquote – der 
Anteil der Kurzarbeiter an allen sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten – be-
trug damit 4,8 %.

Christian Rauch, 

baden-wuerttemberg.pressemarketing@ 

arbeitsagentur.de, 

www.arbeitsagentur.de/vor-ort/rd-bw/startseite

SGB II: Zahl der Arbeitslosen in den Jobcentern

SGB III: Zahl der Arbeitslosen in den Arbeitsagenturen
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Auswirkung des Brexits  
auf den Schutz von IP-Rechten

Das Vereinigte Königreich ist seit 
dem 31. Januar 2020 aus der EU 
ausgetreten. Es stellt sich damit 
die Frage, welche mitunter weit-
reichenden Folgen der Brexit auch für 
die Inanspruchnahme von gewerb-
lichen Schutz- und Urheberrechten 
(sog. IP-Rechte) hat. 

Markenrecht 
Alle eingetragenen Unionsmarken sind 
seit dem 1. Januar 2021 im Vereinigten 
Königreich nicht mehr gültig. Ohne er-
neute Prüfung und ohne erneute Zah-
lung von Anmeldegebühren sind die 
Unionsmarken durch das Markenamt 
des Vereinigten Königreichs (engl. „UK 
Intellecutal Property Office“ - UKIPO) 
automatisch in entsprechende briti-
sche Rechte (engl. „comparable UK 
trade mark“) umgewandelt worden. 

Die Daten der Umwandlung bzw. 
Eintragung können im Register des 
UKIPO eingesehen werden. Falls eine 
Weiterführung des Markenschutzes 
im Vereinigten Königreich nicht er-
wünscht ist, kann auf den Schutz als 
nationale Marke im Wege eines „Opt-
out“-Antrages verzichtet werden. Al-
lein für die Zwecke der Verlängerung 
ist zu beachten, dass künftig zwei 
separate Verlängerungsgebühren an-
fallen, jeweils für die vergleichbare 
britische Marke und die bestehende 
Unionsmarke. Die Verlängerung der 
nationalen Marke im Vereinigten 
Königreich ist zeitgleich mit der Ver-
längerung der Unionsmarke fällig. 
Besonderheiten gelten lediglich für 
Unionsmarken, die im ersten Halbjahr 
2021 zur Verlängerung anstehen.

Designs
Seit dem 1. Januar 2021 sind auch bis-
her in der EU eingetragene Designs im 
Vereinigten Königreich nicht mehr gül-
tig. Diese Rechte wurden automatisch 
durch britische Rechte (engl. „re-regis-
tered design“) ersetzt. 

Patentrecht 
Die Patente bleiben weitestgehend 
in gleichem Maße wie bisher weiter-
bestehen. Das derzeitige nationale 
Patentschutzsystem des UKIPO sowie 
des Europäischen Patentamts (EPA) 
bleibt unverändert. Weder die UKIPO 
noch das EPA sind EU-Institutionen, 
deshalb bleibt ihre Tätigkeit vom Bre-
xit unberührt. 

Urheberrecht 
Die Mehrheit der urheberrechtlich ge-
schützten Werke in Großbritannien 
und der EU wird aufgrund der inter-
nationalen Urheberrechtsverträge 
weiterhin in den Hoheitsgebieten 
des jeweils anderen geschützt. Eine 
Ausnahme bilden die Rechte der 
Sui-generis-Datenbank. Eigentümer 
von Datenbanken sind deshalb ins-
besondere auf den Schutz über Lizenz-
vereinbarungen angewiesen. 

Erschöpfung von IP-Rechten 
Bisher konnten Produkte, an denen 
gewerbliche Schutzrechte bestehen, 
aufgrund des Erschöpfungsgrund-
satzes aus dem Vereinigten Königreich 
in die übrigen EU- und EWR-Staaten 
verbracht werden, ohne Marken-, Pa-
tent- und Urheberrechte sowie andere 
Schutzrechte zu verletzen. Waren, die 
mit Zustimmung des Rechteinhabers 
nach dem 1. Januar 2020 auf den 
britischen Markt gebracht werden, 
gelten im EWR aber nicht mehr als 
erschöpft. Umgekehrt gelten die IP-
Rechte an Waren, die mit Zustimmung 
des Rechteinhabers nach dem 1. Janu-
ar 2021 auf den EWR-Markt gebracht 
werden, im Vereinigten Königreich 
weiterhin als erschöpft. 

Julian N. Modi, Berthold Straetmanns,

berthold.straetmanns@sonntag-partner.de,

www.sonntag-partner.de     

RA Berthold Straetmanns, Maître en droit (Tou-
louse), Fachanwalt für Handels- und Gesellschafts-
recht sowie für Insolvenzrecht

RA, LL.M. Julian N. Modi, Fachanwalt für IT-Recht 
sowie für Urheber- und Medienrecht
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Bereit für die Zukunft

Durch den Einsatz neuer Technologie die 
Wirtschaft nachhaltiger gestalten und die 
Innovationsdynamik steigern: Dieses Ziel 
zu erreichen, war nie wichtiger als heute, 
denn die Interessen von Kunden und Um-
welt lagen noch nie enger beieinander. 
Immer mehr große Unternehmen und Kon-
zerne setzen auf umweltfreundliche Ge-
schäftsmodelle und nachhaltige Produkte 
und Dienstleistungen. Doch wie sind ein 
nachhaltiges Wirtschaften und die damit 
verbundene steigende Innovationsdynamik 
auch für den Mittelstand möglich?

Von der Blockchain über Netzwerk-
protokolle und künstlichen Intelligenz 
Eine große Chance bietet sich dem 
Mittelstand mit den neuen Technologien 
um die künstliche Intelligenz und Block-
chain. Andre Tiede, Gründer der 24ft. 
GmbH und Arda-Network GmbH ist Ex-
perte für Blockchain, neue Technologien 
und Megatrends. Er sieht gerade die 
Blockchain als Basistechnologie, welche 
den Grundstein für eine erfolgreiche Di-
gitalisierung und ein nachhaltiges Wirt-
schaften legen kann.
Die Blockchain ist eine Technologie, die 
Vertrauen in ein dezentrales System 
bringt, so dass Peer-Teilnehmer darin 
untereinander Transaktionen ausführen 
können, ohne den anderen zu ken-
nen und zu vertrauen. Transaktionen 
sind hierbei Datensätze, welche die 
unterschiedlichsten datengetriebenen 
Operationen ausführen und auslösen 
können. So kann zum Beispiel durch 
eine ausgeführte Transaktion die Pro-
duktion und Auslieferung einer Ware 
automatisch erfolgen. Mit den stan-
dardisierten Netzwerkprotokollen der 
TCP/IP-Protokollfamilie, welche einem 
reibungslosen Austausch von Informa-
tionen ermöglicht und den unterschied-
lichen Protokollen der künstlichen 
Intelligenz, welche Datenmodelle auto-
matisiert verarbeiten und Ereignisse 
vorhersagen können, ist die Blockchain-
Technologie die fehlende Vertrauens-
schicht, die es benötigte, so dass Ma-
schinen, Unternehmen und Kunden in 
einen sicheren und datengetriebenen 
Austausch gehen können.  Unter ande-

rem können drohende Lieferengpässe 
rechtzeitig erkannt, gegengesteuert 
und umorganisiert werden. 
Die Blockchain-Technologie, die aus den 
Fundamenten der Kryptografie, des Has-
hings, der Peer-to-Peer-Netzwerke und 
einer Reihe Konsensprotokolle besteht, 
dient somit als Schlüsseltechnologie, um 
Konvergenzen zwischen zentralen Syste-
men und neuen Technologien zu erzeugen.
Durch diesen kurz darstellten Einsatz der 
Technologien erreichen Unternehmen 
eine nachhaltige und reibungslose Kom-
munikation zwischen zentralen Syste-
men, die so auf individuelle Bedürfnisse 
eine Antwort hat.

Unterstützung durch Bildung und 
Qualifizierungsangebote
Automatisierung und Digitalisierung 
benötigen Individualisierung, zum Bei-
spiel durch maßgeschneiderte Aus-und 
Weiterbildungs- sowie Qualifizierungs-
angebote, bereits in den Unternehmen. 
Es darf keinen Alleingang von Politik 
und Wirtschaft geben. Wir müssen die 
Menschen rechtzeitig abholen und mit-
nehmen. Hier sollte ein intensiver Aus-
tausch stattfinden, so dass Bedarf und 
Bedürfnisse direkt mit möglichen Be-
schränkungen oder Hindernissen in Ver-
bindung gebracht, gleichzeitig aber auch 
zukunftsgerichtete Lösungen gefunden 
werden können.
Bildung wird mehr denn je in den nächs-
ten Jahren an Bedeutung gewinnen. Wir 
müssen bereits in den Unternehmen 
beginnen, z. B. über das Angebot des 
Qualifizierungschancengesetzes der 
Bundesagentur für Arbeit. Hier können 
Beschäftigte Zugang zur Weiterbildungs-
förderung erhalten - auch unabhängig 
von Qualifikation, Lebensalter und Be-
triebsgröße, wenn sie als Folge des digi-
talen Strukturwandels Weiterbildungs-
bedarf haben oder in sonstiger Weise von 
Strukturwandel betroffen sind.

Mit Stabilität und Sicherheit durch 
Coaching zum wirtschaftlichen Vorteil
Der Unternehmenscoach unterstützt und 
begleitet die Unternehmen direkt vor 

Ort durch speziell hierfür eingerichtete 
Arbeitskreise und Workshops. Er hilft, 
z. B. durch die Arbeitsprozessoptimierung 
eine nachhaltige und langfristige Kosten-
reduzierung und somit Wettbewerbsvor-
teile sowie eine Gewinnoptimierung zu 
erzielen. Er führt regelmäßige Planungs-
gespräche, Einzelcoaching, Gruppen-
coaching, Jour Fixe und Supervision mit 
den Teams durch.

Die Experten des Unternehmenscoa-
ches unterstützen beim Aufbau einer 
Blockchain-Architektur im Unter-
nehmen, deren Integration in das Sys-
tem und bei der Erstellung von Smart 
Contracts auf Blockchain. Vorhandene 
Strukturen werden angepasst, er-
weitert und ergänzt. Für den Übergang 
hilft die Einrichtung einer Taskforce. 
Durch kontinuierliche Schulungen und 
Themenvorträge in den Unternehmen 
werden die Teams im Rahmen des 
Modernisierungsprozesses optimal ge-
fördert und unterstützt. Durch diese 
rechtzeitig eingeleiteten Maßnahmen 
gewinnen die Unternehmen mehr 
Sicherheit, Stabilität und einen weite-
ren wirtschaftlichen Vorteil. Sie sind 
somit gut aufgestellt und bereit für die 
Zukunft.

Marko König,

marko@markokoenig.de,

www.koenigs-academy.de

Marko König, Geschäftsführer der Königs Acade-
my, Fachexperte und zertifizierter Coach, Keynote 
Speaker sowie Initiator des Round Table für 
Digitalisierung und Automatisierung an der Hoch-
schule für Technik und Wirtschaft in Karlsruhe
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Daniel Caspary MdEP

Europa nach  
der Bundes-
tagswahl 2021

Neben der amerikanischen Präsident-
schaftswahl wurde die Bundestags-
wahl wie keine andere Wahl von inter-
nationalen Medien beobachtet und 
verfolgt. Das zeigt die Wichtigkeit 
dieser Wahl nicht nur auf nationaler 
Ebene, sondern darüber hinaus den 
Einfluss der Wahl auf die europäische 
und internationale Politik. Genau die-
ser Hintergrund hat uns als CDU/CSU-
Gruppe im Europäischen Parlament 
dazu bewegt, neben innenpolitischen 
Themen auch europapolitische und 
außenpolitische Themen in der Kampa-
gne nach vorne zu bringen. Auch wenn 
uns dies nur begrenzt gelungen ist, hat 
es bei einem wesentlichen Thema funk-
tioniert, nämlich bei der Frage: Bleiben 
wir eine europäische Stabilitätsunion, 
oder werden wir eine europäische 
Schuldenunion, wie es SPD und Grüne 
wollen?

Wir Christdemokraten werden immer 
dafür eintreten, dass es nicht nur uns 
in Deutschland gut geht, sondern dass 
es auch in unseren Nachbarländern gut 
läuft und wir in ganz Europa soziale, 
wirtschaftliche und politische Stabili-
tät haben. Es liegt zutiefst im deut-

schen Interesse, dass die Europäische 
Union gut funktioniert, wir nach außen 
möglichst geschlossen auftreten und 
intern einen guten Ausgleich finden. 
Zudem spielen unsere wirtschaftlichen 
Verflechtungen, die wir mit den Län-
dern der Europäischen Union haben, 
eine große Rolle – sei das als Abnehmer 
unserer Produkte oder in den Zuliefer-
ketten. Andererseits wissen wir Christ-
demokraten immer auch ganz genau, 
wie wir bei aller Rücksichtnahme auch 
unsere eigenen deutschen Interessen 
in Europa absichern müssen. Genau 
das haben wir immer glaubhaft ver-
mittelt.  So schätzen uns auch die Bür-
gerinnen und Bürger, nämlich dass wir 
Europa stärken und gleichzeitig unsere 
deutschen eigenen Interessen wahren.

Das beste Beispiel dafür ist die Wirt-
schafts- und Finanzkrise. Damals gab 
es bei einigen die Meinung, man müss-
te Griechenland, Portugal, Spanien 
oder Irland bankrottgehen lassen. Auf 
der anderen Seite waren die Sozial-
demokraten und die Grünen, die da-
mals schon eine Schuldenunion und 
Eurobonds wollten. Wir als Christ-
demokraten haben uns für den Weg 
der Mitte entschieden, für Solidarität 
bei der finanziellen Hilfe, unter Be-
dingungen klarer Auflagen. Damals 
war auch klar: Diese Hilfen sind ein-
malig auf diese Krise zugeschnitten 
und an klare Reformbedingungen in 
den anderen Staaten geknüpft. Das 
damalige Vorgehen war ein Erfolg, wie 
man beispielsweise in Irland, Spanien 
und Portugal heute sehen kann. 

Die gleiche Situation erleben wir jetzt 
auch in der Coronapandemie. Wir als 
CDU/CSU-Gruppe im Europäischen 
Parlament haben Interesse daran, dass 
Europa sich wieder wirtschaftlich er-
holt, auch in der Krise in Bildung, Di-
gitalisierung und wichtige Vorhaben 
investieren kann sowie Arbeitsplätze 
möglichst gesichert werden. Deutsch-
land wird in dem Wettrennen mit 
Staaten wie China, Indien und auch 
den USA nur bestehen können, wenn 
der gesamte europäische Verbund 

Daniel Caspary MdEP, Vorsitzender der CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament
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stark und sprechfähig ist. Nur im Zu-
sammenhalt und mit Unterstützung 
unserer europäischen Partner können 
wir unsere deutschen Interessen im 
europäischen Verbund durchsetzen. 
Genau deshalb, um als Europäische 
Union im Wettbewerb zu bestehen, war 
es jetzt essenziell, den Corona-Wieder-
aufbaufonds aufzulegen und die Mittel 
schnell verfügbar zu machen. Dabei 
geht es vor allem darum, die Gelder 
nicht für die Aufrechterhaltung über-
kommener bestehender Strukturen zu 
verschwenden, sondern die Mitglieds-
staaten darin zu bestärken, den Groß-
teil der Gelder auch tatsächlich in neue 
Innovationen, in Zukunftsprojekte und 
damit indirekt in Jobs zu investieren.

Warum sind wir dabei nach derzeitigem 
Stand recht erfolgreich? Das hat auch 
etwas damit zu tun, dass die Europäi-
sche Union auch immer mit der starken 
unionsgeführten deutschen Bundes-
regierung im Hintergrund klargemacht 
hat, dass der Corona-Wiederaufbau-
fonds mit seinen 750 Milliarden Euro 
eine einmalige Chance ist, welche man 
in allen Mitgliedstaaten auch ergreifen 

muss. Ein Beispiel dafür ist die letzte 
italienische Regierung. Sie ist genau 
an der folgenden Frage zerbrochen: 
Soll das Geld für den Erhalt der be-
stehenden Strukturen ausgegeben oder 
in die Zukunft investiert werden? Nach 
dem Scheitern der alten Regierung an 
dieser Frage ist es dem ehemaligen 
Notenbankpräsidenten Mario Draghi 
gelungen, eine Regierung mit breiter 
gesellschaftlicher Akzeptanz zu bilden, 
welche nun in Italien das Geld größten-
teils sinnvoll einzusetzen scheint. 

Aber warum das Beispiel mit der ita-
lienischen Regierung?  Es ist deshalb 
wichtig, da mit einer Ampel-Koali-
tion, in der Grüne und SPD eine klare 
Mehrheit gegenüber der FDP haben, 
die große Gefahr besteht, dass das 
Signal in Europa missverstanden 
werden kann. Missverstanden, dass 
Deutschland bereit dazu wäre, dauer-
haft der Zahlmeister in Europa zu 
werden.  Für Grüne und SPD ist eine 
dauerhafte schuldenfinanzierte EU die 
Lösung. Sie haben dabei erwartbarer-
weise große Unterstützung von süd-
europäischen Ländern. Lediglich die 

FDP stellt sich - noch - dagegen. Das 
bedeutet, dass eine Ampel-Koalition 
bereit für eine dauerhafte und nicht 
nur einmalige Schuldenaufnahme wäre 
und im Zweifel dauerhaft Gelder von 
deutschen Rentnern, Arbeitnehmern 
und allgemein den Steuerzahlern über 
große Transfers in die anderen Länder 
abfließen könnten. Wir in der CDU/
CSU-Gruppe im Europäischen Parla-
ment stellen uns gegen eine dauer-
hafte Umverteilung deutscher Steuer-
gelder in andere EU-Mitgliedsstaaten 
und sind fest davon überzeugt, dass 
Deutschland und Europa viel besser 
wären, wenn es innerhalb der Bundes-
regierung nicht in einer Ampel 2:1 für 
eine Schuldenunion, sondern wie bei 
Jamaika 2:1 für eine Stabilitätsunion 
stünde.
 
Wir sind gespannt, wie sich die Ge-
spräche über eine Ampel-Koalition ent-
wickeln. Klar ist aber: Wir werden bei 
dieser Frage immer klare Kante zeigen.

Daniel Caspary MdEP, 

daniel@caspary.de, 

www.caspary.de
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Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

Angora Moden GmbH	

	 www.angora-moden.de

AP&S International GmbH	

	 www.ap-s.de

AUDAX-Keck GmbH	

	 www.audax.de

Lothar Bix GmbH	

	 www.bix-lackierungen.de

EVO Informationssysteme GmbH	

	 www.evo-solutions.com

Artur Farr GmbH + Co. KG 	

	 www.farr-feinmechanik.de

fischer Edelstahlrohre GmbH	

	 www.fischer-group.com

Fischer Elektromotoren GmbH	

	 www.fischer-elektromotoren.de

 Stefan Hertweck GmbH & Co. KG

	 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Weingut Kopp	

	 www.weingut-kopp.de

PIT - Production in Time 

Zerspantechnik u. Handels GmbH	

	 www.productionsintime.com

PROFILMETALL GmbH	

	 www.profilmetall.de

R.I.E.MPP Industrieservice Elektrotechnik 

GmbH	

	 www.riempp.de

Rübezahl Schokoladen GmbH	

	 www.rk-schoko.de

Satek GmbH	

	 www.satek.de

SchwörerHaus KG	

	 www.schwoererhaus.de

Sixt GmbH Werkzeugbau u. Stanzerei	

	 www.sixt-gmbh.de

Sonntag & Partner Partnergesellschaft mbB 

	 www.sonntag-partner.de

Staatsbad Wildbad Bäder- und Kurbetriebs 

GmbH	

	 www.staatsbad-wildbad.de

TPC Betriebliche Vorsorge	

	 www.tpc-vorsorge.de

WEBA GmbH & Co.	

	 www.weba-medizintechnik.de

Weber Haus GmbH & Co. KG	

	 www.weberhaus.de

Wiesbauer GmbH & Co. KG 	

	 www.wiesbauer.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Die PROFILMETALL-Gruppe ist der Spezialist
für dünnwandige rollgeformte Metallprofile.

www.profilmetall.de

PM_MIT  02.08.2021  19:55 Uhr  Seite 1

Lassen Sie sich
 in unseren 

Schokoladencafés
verwöhnen!

Gubor Schokoladencafé & Shop

Bahnhofstraße 28, 73728 Esslingen

Kaiserstraße  158, 76133 Karlsruhe

www.guboroutlets.de • www.gubor.de

Gubor-Shop: Unsere 

Weihnachtsprodukte

sind wieder da!



42

MIT vor Ort / Impressum

Impressum
Wirtschaftsforum – das Magazin der Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg er-
scheint zehnmal im Jahr im Rahmen der Mitglied-
schaft. Ist der Verlag durch höhere Gewalt, Streik 
und dergleichen an seiner Leistung verhindert, so 
besteht keine Ersatzpflicht für das Wirtschafts-
forum. 
Herausgegeben von der Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion Baden-Württemberg in Zusammen-
arbeit mit der Kaan Verlag GmbH.

Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Baden-Württemberg (MIT) 
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www.mit-bw.de
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

	 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

	 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

	 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de
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Mitglied werden

Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


